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GELEITWORT

Der Osten Deutschlands wurde neben vielen anderen Erscheinungen nach
1945 insbesondere durch den stetigen Rückgang der Anzahl kirchlich gebun-
dener Menschen geprägt. Diese Entwicklung war von der führenden Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands gewollt und geplant.

Innerhalb der immer kleiner werdenden Gruppe von Christen bildeten die Ka-
tholiken noch einmal eine Minderheit.

In der vorliegenden Broschüre erzählt ein katholischer Seelsorger seine Erfah-
rungen in der ehemaligen DDR. Indem er sich nicht ausschließlich auf die Pra-
xis kirchlicher Rituale beschränkte, sondern sich in das alltägliche Leben ein-
mischte, bildete er nicht nur eine Angriffsfläche für staatliche Stellen. Er wurde
auch innerhalb der katholischen Kirche unbequem. Besonders sein Engage-
ment in der Jugendarbeit, die Beziehungen zu Polen und sein Einsatz für ein
Miteinander von evangelischer und katholischer Kirche, sowie die Diskussion
gesellschaftlicher Probleme im Aktionskreis Halle wurden argwöhnisch beo-
bachtet und vielfach behindert.

Die zielgerichteten Versuche, ihn von seinem Verständnis eines gelebten
Glaubens abzubringen, beschränkten sich nicht nur auf seine Arbeitsfelder. Im
„operativen Zusammenwirken“ wurde sein Promotionsverfahren an der Martin-
Luther-Universität Halle behindert. Eine besonders perfide Maßnahme des MfS
war auch die versuchte Diskreditierung seines Rufes als Priester durch die
Versendung manipulierter Fotos im halleschen Raum. An seiner Geschichte
wird deutlich, daß neben dem Ministerium für Staatssicherheit Staatsorgane
wie der Rat des Bezirkes und andere Einrichtungen, wie z. B. die Hygienein-
spektion oder die Polizei, die von der SED vorgegebenen Ziele im Zusam-
menwirken durchsetzten.

Mein Dank gilt Dr. Claus Herold, der sich der Mühe unterzogen hat, aus seinen
gemachten Erfahrungen einige auszuwählen und hiermit der Öffentlichkeit zur
Verfügung zu stellen. Der Geschichte des Aktionskreises Halle wird ein eige-
ner Band in der Reihe „Sachbeiträge“ gewidmet werden.

Edda Ahrberg
Landesbeauftragte

1. Kapitel

Korrekturen und Erklärungen zum Auskunftsbericht

Für die Leser dieser Broschüre habe ich einen sogenannten „Auskunftsbericht“
von 1981 an den Anfang gestellt.

Dieser und andere wurden vom MfS im Abstand von mehreren Jahren, z. B. zu
Beginn neuer operativer Personenkontrollen (OPK) oder auch bei der Eröff-
nung und Einarbeitung staatsfeindlicher Tätigkeiten in Operativen Vorgängen
(OV) verwendet.

Dieser ist für mich wegen vieler falsch aufgenommener und danach immer
weiter gegebener unrichtiger Personaldaten ein typisches Beispiel dafür, wie
wenig oder auch wieviel man von solchen Angaben, wie sie unsere Stasi-Akten
enthalten, für wahr halten darf.

Andere Daten erklären sich dem jeweiligen Leser damals wie heute durch ihre
bloße Erwähnung wie Auslassung nicht. Ein Beispiel: „Nicht-Teilnahme an den
Wahlen“ und demgegenüber die „Ausnahmen“. 1957 ging ich zur Kommunal-
wahl, weil ich gegen meine sonstige Praxis für die verschiedenen Bauunter-
nehmungen, die auf der Kreisebene Wittenberg legalisiert worden waren, und
allein dem Mut einzelner Behördenmitglieder: dem Bürgermeister im Rat der
Gemeinde Bad Schmiedeberg bzw. einzelnen Abteilungsleitern beim Rat des
Kreises zu verdanken waren, für deren Wiederwahl ein Zeichen setzen wollte.
Oder Beispiel 1967: Wem ist heute noch bewußt, daß es damals um eine
echte Wahl-Alternative mit „Ja“ oder „Nein“ zur neuen Verfassung der DDR
ging? Damals haben wir jedermann aufgefordert, im Wahllokal in der Kabine
seine „Nein-Stimme“ abzugeben. Leider mit wenig Erfolg; auch in unseren Kir-
chengemeinden!

Die politische Einschätzung im Dokument ist sachlich richtig, natürlich ideolo-
gisch eingefärbt. Vieles zu meiner Person fand ich in anderen MfS-Akten als
Ergänzungen und Vertiefungen meines „negativ-klerikalen“ Standpunkts aus-
führlich wieder.

Zur Biographie

Mein Geburtsjahr ist 1929 (siehe Auskunftsbericht S. 1 oben!).

Mein Vater war mit dem Ende des ersten Weltkrieges als Oberleutnant aus
dem kaiserlichen Heer entlassen worden. Er studierte in Göttingen und Halle
Jura, ging in die Wirtschaft und war zu Beginn des 2. Weltkrieges kaufmänni-
scher Angestellter, Prokurist. Im August 1939



4 5

Dokument 1: Auskunftsbericht vom 18.3.1981
(BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 142, 143 Auszug)
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bei der Mobilmachung zum 2. Weltkrieg wurde er als Oberleutnant der Reser-
ve zur Wehrmacht einberufen: Infanterieregiment 53 Naumburg/Saale. Zu
Kriegsende 1945 war er Major und geriet in englische Kriegsgefangenschaft.
Wie alle anderen Wehrmachtsoffiziere wurde er aus der britischen Besat-
zungszone nicht nach Halle in die sowjetische Besatzungszone entlassen,
sondern blieb interniert in Schleswig-Holstein. 1947 von dort entlassen nach
Herford in Westfalen (britische Besatzungszone), wohin er 1949 aus Halle sei-
ne Frau und meine beiden Geschwister „übersiedeln“ ließ.

Mein Lebenslauf hatte mit dieser Haushaltsgründung in Herford und Familien-
zusammenführung nichts zu tun.

Ich verließ Halle am Dienstag vor Pfingsten 1947 und überschritt die „grüne
Grenze“ bei Ilsenburg im Harz. Denn am Tage zuvor war ich von Beamten der
SMAD* in die Kommandantur (Luisenstraße) geholt worden. Im Ergebnis der
ersten Vernehmung warf man mir wegen der Kontakte nach Berlin (Altbuch-
horst) und der Teilnahme an der BDKJ*-Gründungsveranstaltung vom 24.-
28. März 1947 in Hardehausen und am Ostertreffen im April in Hardehausen-
Westfalen „Spionageverdacht“ vor. Noch einmal in Freiheit entlassen, suchte
ich am gleichen Abend mit Kaplan Hugo Aufderbeck den Hallenser Dechanten
Albert Nolte auf, und beide rieten mir - unter dem Eindruck der gerade erfolg-
ten Verhaftung von Ewald Ernst („Junge Union“) und ersten Vernehmungen
katholischer Studenten, Halle stehenden Fußes zu verlassen und zu versu-
chen, über die Zonengrenze nach Paderborn zu entkommen. Nach Pfingsten
traf dort auch der Hallenser Studentensprecher Viktor Krause ein. Mein Nach-
folger als Dekanatsjugendführer von Halle, Michael Ulrich, wurde leider bald
darauf verhaftet. Gott sei Dank blieb er nur einige Monate in Untersuchungs-
haft. Wir sahen uns zu Beginn unseres gemeinsamen Theologiestudiums in
Paderborn, bzw. in Bad Driburg wieder. Der zuerst, im März 1947, in Halle aus
unserer Gemeinde verhaftete Ewald Ernst wurde dagegen „wegen Spionage“
von einem sowjetischen Militär-Tribunal zu 25 Jahren Haft verurteilt und nach
Bautzen verbracht. 1954 wurde er in die Bundesrepublik entlassen.

Ich wurde noch im Juni 1947, am Ende des 11. Schuljahres, in War-
burg/Westf. in das neu errichtete humanistische „Gymnasium Marianum“ auf-
genommen. Nach durchlaufener Unter- und Oberprima bekam ich am 5. Feb-
ruar 1949 das Abiturzeugnis.

Zum nachfolgenden Sommersemester 1949 wurde ich an der Philosophisch-
theologischen Akademie in Paderborn immatrikuliert. 1950/51 studierte ich ein
Jahr an der Universität München. Zum Wintersemester
* SMAD - Sowjetische Militäradministration

**BDKJ - Bund der Deutschen Katholischen Jugend
Dokument 2: Einladung zur „Hauptkonferenz der Führerschaft“ zum 24. März
1947 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Dokument 3: Anwesenheitslisten, maschinengeschrieben, Bl. 1, eingefügt wur-
de die Kopie des handgeschriebenen Blatt 2 mit Original-Vermerk der „Strei-
chungen“ der Teilnehmer: 39, 41, 44 u. 54 aus der „russischen Zone“ (Archiv
Claus Herold, Halle/S.)

Dokument 4: Abgangszeugnis 10. Juni 1947 Halle (Die „AHF“ benutzte in der
Nachkriegszeit noch alte Formulare der Mädchen-Oberschule!)



10 11

Dokument 5: Abitur-Reifezeugnis Warburg (Auch hier hat das 1947 wiederer-
richtete „Gymnasium Marianum“ noch keine besseren Formulare!)

Dokument 6: „Zuzugsgenehmigung“ 1952 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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1951 wurden wir nach Paderborn zurückgerufen. Im März 1952 kam aus Mag-
deburg Weihbischof Dr. Rintelen in das Seminar und warb für die Rückkehr in
die DDR: Zwei Studienjahrgänge, bereits mit theologischem Abschlußexamen,
sollten in das Priesterseminar Huysburg bei Halberstadt übersiedeln. Die jün-
geren Semester wurden zum Studium in das zur gleichen Zeit neugegründete
Priesterseminar in Erfurt geschickt. Die staat-kirchlichen Vereinbarungen sa-
hen vor, daß für die Zukunft keine Neupriester mehr aus Westdeutschland in
die Umsiedlergemeinden im Territorium der DDR geschickt werden dürften.
Einreiseerlaubnis für die Übergangszeit sollten außerdem nur die Kandidaten
bekommen, die auf dem Gebiet der DDR geboren waren oder ihre Heimat in
den ehemaligen deutschen Ostgebieten jenseits der Oder-Neiße-Grenze ge-
habt hatten. Im Zusammenhang mit meiner Rückkehr in die DDR wurde bei
der Antragstellung durch den Berliner Prälaten Zinke, als Kommissar der
Deutschen Bischofskonferenz, die Staatssicherheit noch einmal ad personam
kontaktiert. Bericht nach Paderborn, daß Claus Herold wegen seiner illegalen
Ausreise aus der „Zone“ und der vorangegangenen Maßnahmen des sowjeti-
schen Geheimdienstes in der 1949 gegründeten souveränen DDR nichts zu
befürchten hätte, da „Jugendsünden“ aus der Besatzungszeit nicht mehr ver-
folgt würden. Im Klartext bedeutete das für mich: „Freie Fahrt!“ Meine Einreise
zur Huysburg erfolgte am 11. Mai 1952.

2. Kapitel

Kuratus in Bad Schmiedeberg

Mit meiner Ernennung zum Kuratus in Bad Schmiedeberg war die bis dahin
der Kuratie Pretzsch zugeordnete Außenstelle Bad Schmiedeberg in der Ge-
samtpfarrei Lutherstadt Wittenberg auf dem Papier ein eigenständiges Ge-
meindezentrum geworden. Die im Umkreis von bis zu 10 km liegenden Ort-
schaften in der Heide wurden nicht nur aus Pretzsch, sondern auch aus den
beiden anderen Nachbarkuratien Kemberg (Pfarrei Wittenberg) und Bad Dü-
ben (Pfarrei Eilenburg) dem mir zugeschriebenen Territorium zugeordnet. Im
Gemeindezentrum - und natürlich auch auf den Dörfern - gab es keinen eige-
nen katholischen Gottesdienstraum, kein Unterrichtszimmer für den Religions-
unterricht und auch keine Wohnung für den Pfarrer. Für die Gottesdienste ü-
berließen die evangelischen Gemeinden an allen Orten ihre Kirchen bzw.
Friedhofskapellen und für den Religionsunterricht, soweit er nicht in Klassen-
zimmern der Schulen abgehalten werden konnte, standen uns meist in den

Pfarrhäusern die Konfirmandensäle zur Verfügung. Das hatte sich in hunderten
von Fällen, übrigens schon seit dem Zustrom der katholischen Evakuierten in
den letzten Kriegsjahren zum „Gastrecht“ entwickelt. Unbekümmert von klei-
nen Reibereien wegen der Zuweisung ungünstiger Gottesdienstzeiten, Verbot
des Glockenläutens, zu hoher Forderungen an Mietzahlungen u. a. m., fand
ich in Schmiedeberg auch persönliche Animositäten der „protestantischen
Pastoren“ gegen den jungen Pfarrer vor. Beim Antrittsbesuch „vergatterte“
mich der Herr Stadtpfarrer, in der (vorreformatorischen) Patronatskirche zum
Hl. Nikolaus „von der Maria nicht zu predigen“, „keinen Weihrauch zu benut-
zen“ und wie bisher nur an Sonn- und Feiertagen frühestens zwei Stunden
nach dem evangelischen Gottesdienst, keinesfalls aber an den Werktagen „die
Messe zu lesen“. So sollten falsche Gewohnheiten und möglicherweise Ge-
wohnheitsrechte von Anfang an draußen vor gehalten werden. Deswegen ent-
stand für mich und die katholische Ortsgemeinde Handlungsbedarf, mit fast
ausschließlicher Sympathie unserer evangelischen Glaubensgeschwister, die
mit dieser Anordnung ihrer Pastoren nicht einverstanden waren. Die kleine
Flüchtlingsgemeinde, am Ort etwa 800 Personen, fand auf der Suche nach
dem letzten ihr verbliebenen Stück „Heimat“ und wiederzugewinnender Identi-
tät bereits im Sommer 1954 im Zentrum der Stadt eine Werktagskapelle mit
Sakristei und Unterrichtsraum. Nicht zuletzt hatte uns das Verbot unserer da-
mals täglichen „Marienandachten“, die von Jung und Alt aufgesucht und von
den einzelnen Landsmannschaften mit ihren Lied- und Gebetstraditionen ab-
wechselnd gestaltet wurden, zu dieser „Selbsthilfe“ motiviert. Auch die erste
Firmung durch den Paderborner Erzbischof, Dr. Lorenz Jäger, gab der Flücht-
lingsgemeinde in Bad Schmiedeberg großen Auftrieb: Der Schuldirektor gab
unterrichtsfrei. Der Bürgermeister öffnete den städtischen Glockenturm der e-
vangelischen Stadtkirche und ließ die „Kurkapelle“ vom Umgang herab Cho-
räle blasen. Er hielt das erste Grußwort für die Bürgerschaft an den aus West-
deutschland (zum ersten und, was wir damals nicht wußten, zum letzten Mal)
in die Dübener Heide gekommenen „Oberhirten“. Erzbischof Jäger visitierte
noch unsere kleine gepachtete Werktagskapelle. Aber er stärkte unser aller
„Vision“ von einer eigenen, neuen Kirche so sehr, daß wir ihn und seine zu-
ständigen Vertreter in Paderborn in den nächsten beiden Jahren 1955/56 mit
Wissen seines Magdeburger Weihbischofs massiv um Hilfe bitten konnten. In
jenen Jahren duldete der atheistische Staat keinerlei „Schenkungen“ für die
Kirche, keine Grundstücksverkäufe mit grundbuchlicher Eigentumseintragung.
Es war ein Wunder, daß wir mit Unterstützung und entsprechenden Hinweisen
der lokalen Behörden im Sommer 1956 hinter dem Kurhaus der Badestadt ei-
ne Fabrikruine auf etwa 2 ha Grund und Boden kaufen und im Grundbuch ein-
tragen lassen konnten. An eine entsprechende Bauge-
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Dokument 7: Ernennungsurkunde Bad Schmiedeberg
(Archiv Claus Herold, Halle/S.)

nehmigung glaubte die Magdeburger Kirchenbehörde leider nicht. Aber der
Herr Weihbischof Dr. Rintelen tolerierte unsere Bemühungen um sogenannte
„Umbaugenehmigungen“, die dann allerdings aus dem Paderborner Sonder-
etat zu finanzieren waren. Unter 20 000 „Ost-Mark“ Kosten konnte der Umbau
einer großen Fabrikhalle zur Kirche örtlich genehmigt werden. Die eigentlich
zuständige Bezirksregierung meldete sich erst, nachdem bereits Abbruch und
Wiederaufbau bewerkstelligt und nichts mehr zu verbieten war (Richtfest
11.10.1956, Kirchweihe 8.12.1956). Auch die weiteren Teilgenehmigungen: für
den „Glockenstuhl“ mit fünf Glocken (April 1957, Bauzeit vier Wochen), für das
Pfarrhaus und ein sogenanntes „Küsterhaus“ anstelle des einstigen Bürotrak-
tes wurden, immer unter der 20 000 Mark-Grenze gerechnet, 1957 aus dem
Abriß neu gebaut.

Die letzte (4.) Genehmigung vom Rat des Kreises Wittenberg konnte ich im
Frühsommer 1957 noch persönlich abholen, obwohl dies bei zunehmender
„Zentralisierung“ des Verwaltungsapparates für unmöglich gehalten werden
mußte. Da erhielt ich eine Woche vor meinem Umzug in das neugebaute
Pfarrhaus aus heiterem Himmel meine Versetzung als Vikar an die Bischofs-
kirche in Magdeburg. Was mir selbst, aber auch allen in der bei diesen Bau-
abenteuern zusammengewachsenen Gemeinde als „Härte“ erschien, wurde
vom Herrn Weihbischof als „Beförderung“ und von den Mitbrüdern als Karrie-
resprung bezeichnet. Zunächst, da auch in Magdeburg für mich und meine
Möbel kein Platz frei war, bekam ich Quartier im Gästezimmer der „Grauen
Schwestern von der Hl. Elisabeth“ im St. Marien-Stift zugewiesen. Als ich dann
doch vor Weihnachten in die Vikarswohnung bei „St. Sebastian“ umgezogen
war, erfuhr ich bald mehr über die „Realitäten“ meiner Versetzung: An einem
Nachmittag, mitten aus der Religionsunterrichtsstunde der 8. Klasse, ersuch-
ten mich zwei nicht so freundliche, unbekannte Herren, mit zu ihrem Auto zu
kommen. Ich konnte den erschreckten Kindern nur zurufen: „Sagt dem Herrn
Propst und dem Herrn Bischof Bescheid!“ Dann fuhr man mich zur Magdebur-
ger Kommandozentrale der Staatssicherheit in die Rathenau-Straße, wo ich
vernommen wurde. Es ging gleich zur Sache: „Woher bekamen sie in Schmie-
deberg das viele Geld? Wie kauften sie damals das Baumaterial? Wie erklären
sie die 'illegalen Baugenehmigungen' bzw. Tolerierungen durch die örtlichen
staatlichen Behörden?“

In mehreren Stunden der Stasi-Verhöre nahm ich wahr, man hatte kein Inte-
resse an dem kleinen Kaplan Herold, sondern wollte mehr die Hintergründe
recherchieren des Geldtransfers von Paderborn nach Schmiedeberg und vor
allen Dingen die beträchtlichen Materiallieferungen aus den Rote-Armee-
Beständen im Raum Leipzig.

Am späten Abend brachten mich die Verhörbeamten - wie ohne mein Zutun
am Telefon mit dem Herrn Weihbischof vereinbart - bis vor seine Haustür in
der Beethovenstraße zum „Rapport“. Danach habe ich nie wieder etwas in die-
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ser Angelegenheit gehört und auch später keinen Direktkontakt zu Mitarbeitern
des Staatssicherheitsdienstes gehabt bis zum Ende der DDR.

Literatur zum Thema:

- „Tag des Herrn“, Leipzig, Nr. 2, 11.1.98, S. 13 „Blickpunkt“: „Über die
Schwierigkeit im Sozialismus Kirchen zu bauen“

- H. J. Brandt: „Der Caritasverband für das Erzbistum Paderborn in Geschichte
und Gegenwart“, 1993 bei Schöningh, Paderborn, z. B. S. 149/150

Erwerb, Abriß und Wiederaufbau der Fabrikgebäude an der Rosa-Luxemburg-
Straße in Bad Schmiedeberg (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Bad Schmiedeberg (Dübener Heide), Kurhaus
(Verlag Bernhard Fensch, Bad Düben/Mulde)

Pfarrhaus: Rohbau Frühjahr 1957, „Gemeindehaus“ Abriß-Ruine: Baugeneh-
migung Sommer 1957 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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3. Kapitel

Das Heidehaus

Das so „wunderbar“ aus den Fabrikruinen hinter dem Schmiedeberger Kur-
haus in weniger als einer Jahresfrist (1956/57) entstandene katholische Ge-
meindezentrum zog an allen Tagen den einen oder anderen Kurgast zum Mit-
feiern der Messe, zur Andacht oder zum persönlichen stillen Verweilen in Kir-
che und Park an. Wir waren eine „offene Gemeinde“ und hatten im Gesamt-
baukonzept unten im Glockenturm einen eigenen Aufenthaltsraum für Besu-
cher mit einer guten Bücherei vorgesehen. An der gleichen Rosa-Luxemburg-
Straße, an deren Anfang Kurhaus und Kirche lagen, befanden sich vor der
Stadt ein großes Ferienlager : Die „Pionierrepublik Karl Marx“ und das städti-
sche Freibad, das sich übrigens nach der „Wende“ zu einem großen Erlebnis-
bad für die weitere Umgebung entwickelte. Der Besucherstrom von und zu
beiden Einrichtungen - es waren auch viele Kinder aus dem westlichen Aus-
land Gäste der „Vorzeige-Republik“ - berührte das Gemeindezentrum täglich.
Auch aus diesem Grunde bekamen wir schon im ersten Jahr nach Fertigstel-
lung unserer neuen Kirche und der ihr vorgelagerten drei Gemeindehäuser
Anfragen und auch konkrete Hilfsangebote, in diesem Erholungs- und Ferien-
gebiet der Dübener Heide auch eine kirchliche Ferieneinrichtung, z. B. für „reli-
giöse Kinderwochen“ der Großstadtkinder vorzusehen. Unterstützt durch mei-
nen Hallenser Freund, Pfarrer Friedhelm Wortmann, realisierten die Schmie-
deberger diesen „Traum“ mitten in der Heide, etwa 2½ km Fußweg entfernt
vom Gemeindezentrum. Auf 2 ha bewaldeter Fläche pachteten wir das „Heide-
haus“ mitsamt den Schwiegereltern („Oma“ und „Opa“ Besdziek) des nach
Westdeutschland verzogenen Dr. Noeske. Ein Zeltplatz mit 30 Feldbetten,
Waschgelegenheit, Küchenerweiterung im Blockhaus und natürlich vor-
schriftsmäßige, neue Trockenklosetts wurden - getrennt für Jungen und Mäd-
chen - in den Heidesand gesetzt, bzw. zwischen die Kiefern „gezaubert“. Am
ersten Sonntag im Juli 1957 konnte die Schmiedeberger Gemeinde mit ihren
evangelischen Freunden und Nachbarn aus den Pfarreien Wittenberg, Bitter-
feld und Halle um den steinernen Feldaltar Gottesdienst und Einweihung fei-
ern. Danach reiste bereits die erste Kindergruppe aus Halle an. Wie bei allen
früheren Unternehmungen unserer jungen katholischen Kirchengemeinde
sympathisierte sofort ein großer Teil der Schmiedeberger Stadtbevölkerung mit
dem „Heidehaus“. Besonders die Kaufleute, private oder HO- und Konsumlei-
ter, versorgten uns ausgezeichnet mit ihren Lebensmittellieferungen, Obst und
Bäckereiwaren. Freilich ergab sich naheliegend und bald der Vergleich zwi-
schen uns und den mehr oder weniger komfortablen Verhältnissen in dem
„Massenlager“ der Pionierrepublik und zahlreichen anderen Betriebsferienla-
gern der Umgebung. Das sollte später nicht zur „Konkurrenz“ sondern sogar

unser Schutz werden! Die gleich in den ersten Ferientagen auch bei uns
durchgeführten Gesundheitskontrollen hatten wie bei den übrigen o. g. Ferien-
einrichtungen routinemäßig stattgefunden. Doch da platzte am 19. Juli die
Bombe: „Schließung des Lagers binnen zwei Tagen“.

Das geschah an einem Freitag. Aber ich unterstellte, daß sich in unserem ge-
störten „Wald-Frieden“ definitiv über das Wochenende nichts ereignen würde,
weil ja die nach anstrengender Wochenarbeit geschlossenen Dienststellen
nichts unternehmen würden. Beim federführenden Herrn Kreisarzt meldete ich
darum für Montag, 22. Juli meine Vorsprache und Beschwerde an. Für Sonn-
tag, den 21.7.57 lud ich alle Schmiedeberger und abkömmliche Familien aus
den Dörfern zum Gottesdienst am „Heidehaus“ ein. Auch aus den Pfarreien
Wittenberg, Bitterfeld und Halle erwarteten wir die altbekannten und informier-
ten „Ausflügler“. Nach der Messe am Feldaltar gab es eine sehr erregte Dis-
kussionsversammlung bei gleichzeitigem Picknick von einigen hundert Leuten.
Gegen Nachmittag erschienen auch Pfarrer Wortmann und einige Mitbrüder
aus Halle und wie schon oft die beiden Vikare von Wittenberg. Den Rücken so
gestärkt trug ich am nächsten Morgen im Dienstzimmer des Wittenberger
Kreisarztes unseren Einspruch gegen seine Verfügungen mündlich wie auch
schriftlich vor. Es ergab sich bald ein hitziges Gespräch, das immer mehr die
im Zimmer anwesenden „Hintermänner“, die sich mir nicht einmal vorgestellt
hatten, an sich rissen. Diesen Herren machte ich zum Ende der Auseinander-
setzung deutlich, daß sie mit so eklatanten Unrechtsmaßnahmen die Staatssi-
cherheit der DDR nicht schützen würden, sondern den Auszug aller Deklas-
sierten, in diesem Falle christlichen „Heimatlosen“, aus diesem Lande be-
schleunigten. Das war natürlich „starker Tobak“ und ich mußte schon damit
rechnen, daß man mich wegen „Staatsverleumdung“ gleich dabehalten würde.
Da setzte jedoch der Kreisarzt einen neuen Termin für seine persönliche Ort-
sinspektion für den nächsten Tag an. Zwei PKW mit bekannten Mannschaften
erschienen daraufhin am 23. Juli. Es gab eine Reihe von Auflagen im Sinne
der gültigen Verordnungen und das Fazit, schriftlich: „Wir ziehen hiermit die
erlassene Anordnung, das Lager zu schließen, zurück.“

Der Sommer, immerhin noch vier Augustwochen, war gerettet! Sofort eilten
Schmiedeberger Zimmerleute, Dachdecker und Tischler auf die „Baustelle“,
betrachteten das Schreiben des Kreisarztes als Baugenehmigung und verdop-
pelten nach seinen Auflagen die Grundfläche des Heidehauses um zwei Räu-
me. Sie errichteten außerdem eine rustikale Waschbaracke und das Sport-
haus Schnee in Halle lieferte binnen einer Woche ein großes GST-
Mannschaftszelt.
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Dokument 8: Pachtvertrag zum Heidehaus
(Kath. Pfarramt Bad Schmiedeberg, Akte: Heidehaus)
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Dokument 9: Hygiene 19. Juli 1957 (Archiv Claus Herold, Halle/S.) Dokument 10: Hygiene 24. Juli 1957 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Das ursprüngliche „Heidehaus“ (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Der in 14 Tagen angebaute „Schlafraum“ (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Wie die „Polizei“ (Abteilung Erlaubniswesen) beim Kreisamt in Wittenberg die-
sen Sommer 1957 bilanzierte, fand ich zufällig bei Recherchen im Landesar-
chiv Merseburg, von der Bezirkspolizeibehörde Halle aufgezeichnet. Bei mei-
nen Unterlagen fand ich auch eine Kostenabrechnungs-Aufstellung jenes ers-
ten Sommers 1957 im „Heidehaus“, die deutlich macht, wieviel Geldtransfer
eine einzige Aktion von Konto zu Konto begleitet und ermöglicht hatte. Die Auf-
zeichnung enthält bereits erste Finanzierungshinweise auf Rücklagen für den
Sommer 1958 im „Heidehaus“, aber auch Anmerkungen für das an der
Schmiedeberger Kirche vorgesehene „Jugendheim“, für das ich gerade noch
die Abrißgenehmigung und Baugenehmigung in Wittenberg empfangen hatte.

Der Feriensommer 1958 sah, bedingt durch meine Versetzung als Vikar nach
Magdeburg, die dortige Pfarrjugend mit mir im „Heidehaus”. Es war zu erwar-
ten, daß wir nicht so heil wie im Vorjahre durch die Sommermonate kommen
würden. Beide Seiten waren dieses Mal vorbereitet.

Auch die „Anordnung vom 14. Mai 1958” verbot landesweit kirchliche Kinder-
wochen, so daß wir nur noch mit älteren Jugend-Jahrgängen in unser Ferien-
objekt ziehen sollten. Zudem erreichten mich alarmierende Vorwarnungen
noch vor Beginn der Ferienzeit von den „treuen” Verwaltern, Oma und Opa
Besdziek.

Der neue und rustikal möblierte Eßplatz (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Dokument 11: Kreispolizei Wittenberg an Bezirksbehörde Halle vom 7.9.57
(Landes-Archiv  Merseburg, BDVP 19, Nr. 600, Blatt 155)

Dokument 12: Kostenaufstellung Sommer 1957 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Dokument 13: Abschrift der Anordnung v. 14. Mai 1958 (Auszug §§ 1.1, 1.2,
2.3) (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Dokument 14: Bescheinigung v. 5. Juli 1958 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Dokument 15: Brief  des Ehepaares Besdziek „Heidehaus“ (gekürzt)

Abschrift
Heidehaus, den 24.6.58

Werter Herr Vikar Herold!

Bin gestern in Wittenberg, Innere Abteilung gewesen, nachdem ein Auto uns
nicht angetroffen hatte.

Mir wurde erklärt, daß das Lager praktisch ganz aufhören muß. Auch Über-
nachtungen wären unerlaubt. Ich habe den beiden Herren erklärt, daß ich ja
gar nicht zuständig wäre und sie sich an Sie wenden sollten, da ich ja alles
verpachtet habe ....
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Bin bei der Geminde auf Anordnung von Fleischmann (erster Vorsitzender des
Kreises Wittenberg, Anm. Herold) entlassen. Grund: Der Bürgermeister sagte
bei der Kündigung, bin nicht tragbar, da ich mit der Kirche arbeite, im schriftli-
chen Zeugnis des Kündigungsschein „gesellschaftspolitisch nicht tätig“. Weine
deshalb aber keine Träne.

Vielleicht besuchen Sie uns bald mal.

Herzliche Grüße aus dem Heidehaus

von Oma und Opa Besdziek  *

Nachstehend dokumentiere ich meine handschriftlichen Tagebuchnotizen, die
ich nach Beendigung der Juli-Durchgänge im Heidehaus dem Bischof in Mag-
deburg maschinenschriftlich vorgelegt habe.

Dem Bericht beigefügt ist die „Kurierpost“ an den Berliner Kommissar der
Deutschen Bischofskonferenz, Prälat Zinke, die ihm am 17.7.1958 überbracht
wurde.

„Heidehaus” Bericht Sommer 1958

21.5.58 Zustellung des Beschlusses 9/22 vom Rat des Bezirkes
Halle betr. Heidehaus Scholis bei Bad Schmiedeberg

24.5.58 Veröffentlichung Gesetzblatt DDR: Anordnung über die
Gestaltung froher Ferientage im Jahre 1958

24./25.5.58 Pfingsteinkehrtage der Pfarrjugend St. Sebastian im Heide-
haus. 110 Teilnehmer, einschl. Halle und Wittenberg

20.6.58 Kontrollbesuch: Rat des Kreises Wittenberg im Heidehaus

24.6.58 Kontrollbesuch

30.6.58 Kontrollbesuch

6.7.58 16.00 Eröffung der religiösen Arbeitswochen für die Pfarrjugend
der Propstei St. Sebastian Magdeburg vom 6.7.-2.8.1958

15.7.58 20.30 Kontrollbesuch: FDJ-Kreissekretär und Kreisreferent Höse
für die Gestaltung froher Ferientage im Kreis Wittenberg

16.7.58 9.00 Kontrollbesuch: VPKA-Abt.-Lt. Kügler und Kreisreferent Höse
Vorlegen der Anwesenheitsliste. Mitteilung, daß das Heide-
haus bis abends 18.00 Uhr zu räumen sei.

*  Archiv Claus Herold, Halle/S.

Kompromiß erreicht: Fortsetzung der Arbeitswochen mit
den über 18-jährigen

12.00 Kontrollbesuch: Rat des Kreises Wittenberg: Abteilungs-
leiter Richter und Referent f. Kirchenfragen Schütze. Vor-
legen des Pachtvertrages. Verlangen der Baugenehmi-
gung. Dem Ehepaar Besdziek als Nachlaßpfleger und Ver-
pächter wird Kündigung des Pachtverhältnisses mit der
Kirche nahegelegt bezw. mit Beschlagnahme des Vermö-
gens gedroht.

18.00 21 Teilnehmer/innen unter 18 Jahren werden privat bei
Familien in Schmiedeberg untergebracht.

17.7.58 6.00 Telegramm an H. H. Prälat Zinke

10.00 Kurierbericht an H. H. Prälat Zinke

(Sofortige Hilfe bei Regierung wird versprochen, endgültige
Antwort und Klärung bis Montagabend, 21.7.58 verspro-
chen)

19.7.58 16.00 Der amtierende Vorsitzende des Rates des Kreises Wit-
tenberg stellt in Ausschußsitzung Strafantrag gegen den
Unterzeichneten und übergibt die Angelegenheit dem
Staatsanwalt.

21.7.58 9.00 Polizei umstellt mit Krädern das Heidehausgelände, in
PKW fahren vor: der Vorsitzende des Rates des Kreises,
Fleischmann, der Leiter der Abt. Innere Angelegenheiten,
Richter, der Referent f. Kirchenfragen, Schütze, und einige
unbekannte Herren (vom SSD*) Verhör der im Heidehaus
zurückgelassenen Küchenbetreuerinnen und der beiden
Gruppenhelferinnen, sowie Grundstückdurchsuchung. Der
Unterzeichnete war zum gegebenen Zeitpunkt mit 42 Jun-
gen und Mädchen auf Wanderung an der Elbe.

Man hinterlaßt Nachricht, daß die Kommission abends ge-
gen 18-19 Uhr noch einmal kommen muß, „um Herrn Pfar-
rer Herold persönlich zu sprechen”.

16.00 Vom Pfarramt Wittenberg kommt Mitteilung, daß Verhaf-
tung des Unterzeichneten bevorstehe: Aussage mehrerer
Ratsmitglieder, bezw. Warnung verschiedener beim Rat
des Kreises tätiger Gewährsleute.

*  SSD - Staatssicherheitsdienst
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17.30 Vikar Mechtenberg und Vikar Bangel kommen als Zeugen
zum Heidehaus.

21.00 bis jetzt keine besonderen Vorkommnisse.

22.7.58 8.30 Kontrollbesuch: Rat des Kreises: Abt.-Ltr. Richter, Referent
Schütze, zwei unbekannte Herren (SSD).

Es wird mitgeteilt, daß inzwischen Anfrage vom Bezirk,
bezw. Berlin betr. Heidehaus eingegangen und das noch-
malige Erscheinen am Abend zuvor verhindert habe. Auf-
forderung an den Unterzeichneten, einen Situationsbericht,
bezw. Darlegung der Rechtslage zu geben.

28.7.58 7.30 Mitteilung vom Rat des Kreises Wittenberg, daß schriftliche
Genehmigung betr. Errichtung, bezw. Eröffnung der Tätig-
keit im Heidehaus bis 30.7. vormittags vorzulegen sind.

30.7.58 8.00 Besuch des Unterzeichneten beim Rat des Kreises in Wit-
tenberg,

13.00 wo man den Vorwurf macht: „Sie haben sich strafbar ge-
macht durch wissentliche Übertretung von Gesetzen der
DDR, durch illegale Gruppentätigkeit und vorsätzliche Ir-
reführung und falsche Aufklärung der Mitarbeiter staatli-
cher Organe ...” Auch der 1957 getätigte Ausbau des Hei-
dehauses ohne Standortgenehmigungen, Bauzeichnungen
usw. ist eine strafbare Handlung.

Kontrollbesuch: vier Herren vom Rat des Kreises besichti-
gen erneut das Heidehaus. Die Jungen und Mädchen be-
finden sich derweil auf einer Kremserfahrt durch die Dübe-
ner Heide.

31.7.58 14.00 Kontrollbesuch: vier Herren (vgl. oben) überbringen den
Ratsbeschluß und die Anweisung, das Heidehaus bis
1.8.58, 12.00 Uhr mittags zu schließen und alle Teilnehmer
heim zu schicken.

1.8.58 7.00 Vorstelligwerden beim Rat des Kreises in Wittenberg: Amt.
Vorsitzender Raberger, Abt.-Ltr. Richter, Ref. Schütze,
mehrere unbekannte Herren. Erregte Debatte.

Aufschub der Abreise erreicht bis zum planmäßigen Ter-
min der Abreise am 2.8.58 . nachmittags.

Beschwerde über gesetzwidrige Maßnahmen der örtlichen
Staatsorgane angekündigt.

2.8.58 9.00 Ortspolizei von Bad Schmiedeberg erscheint am Heide-
haus und holt sich Information über Abreise.

14.26 Abreise der Teilnehmer nach Magdeburg.

Vorläufiger Abschluß der vorgesehenen vier rel. Arbeits-
wochen für die Pfarrjugend von St. Sebastian, Magdeburg.

Die bereits in Anreise befindliche Pfarrjugend von Halle
und Dessau wird zurückgeschickt bis zur Klärung des Fal-
les.

Von Hochw. Herrn Prälat Zinke, Berlin bis zur Stunde ver-
sprochene Antwort nicht erhalten.

Kurierpost an Hochw. Herrn Prälat Zinke
Kommissariat der Fuldaer Bischofskonferenz
B e r l i n

Bad Schmiedeberg, 17.7.58

Im Heidehaus Scholis bei Bad Schmiedeberg, Kreis Wittenberg, Bezirk Halle
wurden am 7. Juli 1958 unsere „religiösen Arbeitswochen” für Jugendliche be-
gonnen.

(Sämtliche Teilnehmer - aus Magdeburg - wurden polizeilich angemeldet, Wit-
tenberger und Schmiedeberger Teilnehmer am Kursus, die nur tagsüber im
Heidehaus waren und im Ort übernachteten, wurden nicht gemeldet). Mit
Rücksicht auf die neue „Anordnung über die Gestaltung froher Ferientage im
Jahre 1958” vom 14. Mai 1958, Gesetzblatt I/31 und den besonderen
Beschluß des Rates des Bezirkes Halle (Nr. 22 -9/58 v. 9.4.58), der dem Un-
terzeichneten am 21.5.58 mit besonderer Zielrichtung auf Veranstaltungen im
Heidehaus zugestellt worden war, hatten wir vorerst einmal auf die Durchfüh-
rung unserer geplanten „Religiösen Kinderwochen” verzichtet und die Ferien-
wochen mit Jugendlichen über dem Grundschulalter - ab 14 Jahren begonnen.

Am 15. Juli 1958, abends 20.30 Uhr, kamen nun der Kreissekretär der FDJ,
Kreis Wittenberg und der Kreisreferent für die „Gestaltung froher Ferientage”
beim Rat des Kreises Wittenberg, Herr Höse, zum Heidehaus, verlangten nach
dem „Lagerleiter” und verlangten Auskunft über dieses nicht gemeldete „Fe-
rienlager der Kirche”. Der Unterzeichnete versuchte die Interessenten dahin-
gehend aufzuklären, daß es sich hier um keinerlei Formen von Ferienlager
handele, sondern um sog. kirchl.-rel. Arbeitswochen, wie aus dem Tagesplan
ersichtlich: Vormittag: Morgenandacht (Statio), Meßfeier Glaubensstun-

de, Singkreis
Nachmittag: Werkkreise, liturgische Übungen
Abend: Lese-Singe-Abende. Schlußandacht
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Frage des FDJ-Sekretärs: „Dann werden hier also Funktionäre der Kirche aus-
gebildet?” - Es kam zu keinem Verstehen. -
Am folgenden Morgen, 16. Juli 1958 kam der bereits bekannte Kreisreferent
mit einem Auto des VPKA Wittenberg mit mehreren uniformierten Polizei-
Chargen und dem Leiter der „Abteilung E”, Herrn Kügler in Zivil. Wenig später
fuhr ein weiterer Dienstwagen vom Rat des Kreises Wittenberg vor: Kaderleiter
Richter und Leiter für Kirchenfragen Herr Schütze.
Dem Unterzeichneten wurde die Anwesenheitsliste abgefordert und vorge-
worfen, den oben angeführten Bezirksbeschluß v. 9.4.58, Absatz 3 wissentlich
ignoriert und illegal für Jugendliche - „Mittel- und Oberschüler” - Ferienveran-
staltungen durchgeführt zu haben. „Wir werden aus diesem Grunde einen
Strafantrag gegen Sie stellen!”
Berufung meinerseits auf das unbestreitbare Recht der Kirche, solche rel. Un-
terweisungen in Form dieser Ferienschulungswochen durchzuführen, wurde
angenommen. Sinngemäß etwa so: „Sie kennen unsere Meinung. Die Jugend
in unserem Staat soll einheitlich erzogen werden. Das ist allein Recht und Auf-
gabe der FDJ. Wir wollen endlich mal Ordnung haben und uns nicht immer
wieder dazwischen funken lassen ...“ Darum haben wir beschlossen, daß die-
ses Haus bis heute Abend (16.7.58) 18.00 Uhr geschlossen sein muß und alle
Kursteilnehmer nach Hause geschickt sein müssen!”
Mein Einwand, daß diese schnelle Abreise für die Magdeburger Jugend prak-
tisch gar nicht durchführbar und zu verantworten sei, wurde nicht angenom-
men. Mein anderes Argument, daß ich dies kirchlich verwaltete Haus grund-
sätzlich nicht schließen lassen würde, es sei denn, es käme zur offenen Ge-
waltanwendung und damit zum Verfassungsbruch, den wir sofort einklagen
müßten. Daß ich den begonnenen Kursus zumindest, mit den durch den an-
geführten Beschluß 9/22, Absatz 3 nicht betroffenen Jugendlichen über 18
Jahren weiterführen können müsse, wurde nach langem Hin und Her vom Ab-
teilungsleiter des VPKA, Meldewesen und Veranstaltungen akzeptiert. Die
schriftliche Verfügung, das Haus zu schließen wurde mir daraufhin nicht aus-
gehändigt. Ich bat dagegen noch um eine schriftliche Anweisung bezüglich der
Entlassung der 14-18-jährigen aus unseren Arbeitswochen ...
So wurde vorerst wenigstens erreicht, daß das Heidehaus weiter offen bleibt
und die Arbeit offiziell mit einem Teil der Gruppen fortgesetzt werden konnte.
Es verblieben 24 Teilnehmerinnen, 21 Teilnehmerinnen mußten das Haus bis
18.00 Uhr verlassen, übernachteten in Schmiedeberger Privatquartieren und
gingen soeben (Donnerstagmorgen, 17.7.58) auf die Heimreise.
Hochw. Herr Prälat Aufderbeck, der uns nach diesen Vorfällen auf Durchreise
nach Bad Kösen aufsuchte, beauftragte den Unterzeichneten, umgehend Ih-
nen, hochw. Herr Prälat, telegrafisch eine erste Information und dann per Ku-
rier (Pfarramt Wittenberg) diesen genaueren Bericht zu geben. Vor allen Din-
gen soll ich um folgende Entscheidung und Klärung bitten: Am kommenden
Wochenende 19./20. Juli ist Wechsel des ersten Durchgangs im Heidehaus.

Sollen dann die vom 19.7. - 2.8. vorgesehenen Gruppen der 14/18-jährigen
Jungen und Mädchen nicht anreisen, bezw. wir uns erst nur noch auf die Arbeit
mit den über 18-jährigen einstellen, oder können Sie, Herr Prälat, uns umge-
hend Direktiven geben für die Weiterarbeit mit den Jugendgruppen auch unter
18 Jahren ... -
Zu bemerken wäre noch, daß mit den Mittel- und Oberschülern, von denen ja
allein in Absatz 3 des Bezirksbeschlußes die Rede ist, auch unsere 15/16-
jährigen Lehrlinge und Jungarbeiter des Heidehauses verwiesen wurden.

In der festen Hoffnung auf jede Ihnen nur mögliche Unterstützung
verabschiedet sich Ihr

ergebener Vikar Claus Herold  *

*  Archiv Claus Herold, Halle/S.

Dokument 16: Schreiben des Bürgermeisters von Okgeln vom 26.7.58 (Kath.
Pfarramt Bad Schmiedeberg, Akte: Heidehaus)
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Dokument 17: Schreiben des Rates des Kreises Wittenberg vom 31.7.58
(Kath. Pfarramt Bad Schmiedeberg, Akte: Heidehaus)

Nach der Auflösung des katholischen Ferienlagers im und am „Heidehaus“
hatte ich als Magdeburger Jugendseelsorger von dort aus keine Chancen
mehr, das Objekt in der Dübener Heide wiederzubeleben. Auch ein bischöfli-
ches Schreiben stärkte meinen Optimismus nicht.

Dokument 18: Schreiben Weihbischof v. 21.8.58 (Archiv Claus Herold, Hal-
le/S.)

Außerdem zeigte mein Nachfolger im Pfarramt zu Bad Schmiedeberg sich
nicht in der Lage, für Jugendarbeit sich überhaupt zu engagieren. Als er nach
zwei Jahren schon wieder die Gemeinde verließ und das Ehepaar Besdziek
nach erreichtem Rentenalter aus dem „Heidehaus“ zum Schwiegersohn in die
Pfalz übersiedelte, kam das Objekt unter DDR-Treuhandschaft. Anfang der
60er Jahre wurde eine „Station für junge Touristen“ auf dem Gelände einge-
richtet und weiter ausgebaut.

In Magdeburg hatten zu der Zeit mein Freund Günter Särchen und ich mit ein-
geschleusten Geldern bereits eine 1½ ha große Doppelparzelle am Stadtrand
zur ideellen Hälfte notariell erworben. Die „Gartenlaube“ auf meiner Hälfte war
mit Küche, Veranda und drei Räumen massiv gebaut, heizbar und winterfest.
Sie wurde bis zum Verkauf an mich ganzjährig bewohnt. Begeistert nahm die
Pfarrjugend von St. Sebastian und mein Oberschülerkreis die „Datscha“ in Be-
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sitz. Die in den drei Räumen hergerichteten 12 Schlafplätze wurden verdop-
pelt: In einer „Nacht- und Nebelaktion“ wurde aus der Schmiedeberger Heide
das dort erbaute „Wasch-Haus“ in das Magdeburger Särchen-Grundstück um-
gesetzt. Die ehemalige „Heidehausbaracke“ bot durch den Anbau einer 15 qm
großen Gartenlaube für weitere 12 Schlafplätze genügenden Raum. Die „Dat-
scha“ ist bis zum Ende der DDR kontinuierlich genutzt und zum Teil verbessert
worden. Jeder Vikarswechsel in St. Sebastian verlangte Eigentümerwechsel im
Grundbuch nach notariellem Kaufvertrag. Heute ist die Doppelparzelle mit bei-
den Gebäuden im Grundbuch eingetragenes Eigentum der Propsteigemeinde
„St. Sebastian“. Von 1959 - 1989 ist die Kirchenkasse mit keiner Mark belastet
worden. Was wir auch von Anfang an wußten: Die örtliche „Stasi“ würde unse-
re Magdeburger Aktivitäten wachsamen Auges begleiten. Was mir aber erst im
Nachhinein deutlich wurde, daß es offenbar nicht gelang, IMs einzuschleusen.
Ich kann das ohne Einsicht in die offenbar im November 1989 vernichteten
Unterlagen des Magdeburger MfS, besonders auf der Linie XX/4, nur so ver-
muten.

An anderen Stellen (im Magazin der MfS-Hauptverwaltung in Berlin) wurde ich
bei anderen Recherchen zufällig fündig. Davon und darüber im folgenden Ka-
pitel ZOV „Schleuse“.

„Datscha“ in Magdeburg (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

4. Kapitel

ZOV“Schleuse“

Dokument 19 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 4, Bl. 4)
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Dokument 20 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 4, Bl. 5 Auszug)

Dokument 21 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 4, Bl. 260 Aus-
zug)

Aus meiner Magdeburger Zeit als Kaplan an der Bischofskirche „St. Sebastian“
(1957-1961) und in den darauf folgenden Jahren (1961-1968) in der Funktion
des Diözesanjugendseelsorgers für das „Erzbischöfliche Kommissariat Mag-
deburg“ sind bei der Bezirksbehörde meine Person betreffend bis heute keine
Unterlagen gefunden und mir zugänglich gemacht worden. Dokument 22 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 4, Bl. 7)
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Wie bereits erwähnt, fand ich meinen Namen zufällig in dem Zentralen Opera-
tiven Vorgang der Hauptabteilung V/4 beim MfS in Berlin „ZOV Schleuse“
mehrmals genannt. Die Zusammenhänge dieser Aufzeichnungen ergaben sich
jeweils durch Gruppenbildungen in der kirchlichen Jugendarbeit der 60er Jahre
und ihrer verschiedenen Aktivitäten. Im vorliegenden Kapitel verzeichne ich in
knappen Auszügen den Bücher-Schallplatten-Geld-Transfer über die damalige
Westberliner Buchhandlung Schmidt nach Ost-Berlin. Eine anschauliche Skiz-
ze zu dem Teilvorgang „Korina“ gibt einen detaillierten Überblick. Neben dieser
Berliner Connection hatten wir noch eine zweite Transfer-Strecke über unseren
Münchener Freund bzw. ehemaligen Hallenser Jugendführer Joachim Zenker
via Autobahn.
Viele Mitarbeiter/innen und auch einfache Gruppenmitglieder der katholischen
Pfarrjugend verstreut über das damalige Territorium der DDR verdanken dem
rastlosen, risikobereiten Einsatz von Marga Schmidt und Joachim Zenker und
ihren verläßlichen Geldgebern sowohl im Bundesministerium für gesamtdeut-
sche Fragen wie auch der materiellen und spirituellen Partnerschaft der west-
deutschen Patendiözesen in all den Jahrzehnten bis zur Wende zu einem gu-
ten Teil ihr Durchhalten der christlichen Ideale in der Diaspora des totalen A-
theismus.

Eröffnungsbericht zum Teilvorgang I des OV „Schleuse“ Berlin, 30.9.1963

Dokument 23 (ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Teilvorgang I, Band 4, Bl.
118, 119 Auszüge)

Im Ergebnis der operativen Maßnahmen in Ungarn (Fahndungsobjekt Zenker
trifft sich mit drei Magdeburger Priestern.) berichtet das MfS von den nachfol-
genden „Maßregelungen“ der in Zugzwang gebrachten Paderborner bzw.
Magdeburger Kirchenleitung.

(Die Post wurde bei entsprechenden MfS-Kontrollmaßnahmen eingesehen und
kopiert.)
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Dokument 24 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 3, Bl. 229) Dokument 25 (BStU, ZOV “Schleuse“, ZA AOP 612/71, Teilvorgang I, Band 4,
Bl. 61)
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Interessant sind die Feststellungen und Behauptungen des MfS, daß unsere
„antikommunistischen Wege“ direkt von Rom - womöglich über den amerikani-
schen Geheimdienst CIA - mindestens aber durch die von Ostberlin zentral
gesteuerte Hierarchie des Erzbischofs Alfred Cardinal Bengsch organisiert
wurden.

3. Die Tätigkeit der leitenden katholischen Kleriker der DDR läßt ein antikom-
munistisches Programm erkennen, über das Erzbischof  B e n g s c h  in ei-
ner Eingabe an das Konzil zum Beispiel folgende Angaben macht:

       - Es ist Aufgabe der katholischen Kirche, 'den Kommunismus ihren
schlimmsten Feind, niederzukämpfen'.

       - Es ist gegenwärtig nicht möglich, dieses Ziel mit der Methode des offenen
Antikommunismus zu verfolgen, da die sozialistischen Staaten gefestigt sind
und eine solche Politik 'mit absoluter Sicherheit den Bischöfen und Gläubi-
gen, die unter der Herrschaft der Kommunisten leben, neue Bedrückungen
bringt und den Kommunisten Gelegenheit und Anlaß gibt, den Kampf gegen
die Kirche neu zu eröffnen'.

       - Man soll nicht mehr offen die Methoden offenbaren, mit denen die Kirche
den Kommunismus beseitigen will, sondern soll sie still praktizieren.

Die unter Führung von Erzbischof  B e n g s c h  durchgesetzte Politik ist
dabei folgendermaßen zu kennzeichnen:

       - Alle Pfarrer und Gläubigen werden auf eine intensive Festigung des ka-
tholischen Glaubens orientiert. Dabei wird der Schwerpunkt auf die Fes-
tigung des sogenannten Laienapostolats gelegt. Dieses Laienapostolat
beinhaltet vor allem die Festigung der katholischen Familie als Basis für
die Weiterentwicklung der Substanz der katholischen Kirche, die Festi-
gung der katholischen Laienorganisationen und den Aufbau von soge-
nannten Hauskreisen, Kleinkreisen von Studenten, Elternkreisen usw.,
die jeweils in die Lage versetzt werden sollen, den katholischen Glauben
auch weitgehend unabhängig vom Vorhandensein katholischer Geistli-
cher zu verbreiten.

       - Gleichzeitig wird die ideologische Auseinandersetzung mit den politisch-
ideologischen Hauptproblemen unserer gegenwärtigen gesellschaftli-
chen Entwicklung verstärkt.

       - Die hierarchische Struktur der katholischen Bistümer in der DDR wurde
gefestigt, zum Teil durch Einsetzung von jüngeren, dem Bischof ergebe-
nen Kräften in wichtige kirchliche Stellen, zum Teil durch Erweiterung
der Rechte der Bischöfe und Beschneidung der Rechte der Pfarrer so-
wie durch organisatorische Veränderungen im Aufbau der kirchlichen
Struktur der Bistümer.

4. In der gesamten Tätigkeit des leitenden katholischen Klerus in der DDR ist
folgende Konzeption zu erkennen:

In Vereinbarung mit leitenden Personen des Vatikans wurde für die Durch-
setzung der Aufgabenstellung der katholischen Kirche in den sozialistischen
Ländern eine Politik bestimmt, die in variabler Weise die legale Tätigkeit der
katholischen Organisationen und Gruppen für eine konspirative Tätigkeit ge-
gen die sozialistischen Länder ausnutzt.

Dafür werden folgende Methoden angewandt:
       - Die leitenden Kleriker ziehen zur Durchführung dieser Aufgabenstellung

vor allem solche katholischen Geistlichen heran, die in Westdeutschland
insbesondere in Königstein/Taunus, ausgebildet wurden und in die DDR
eingeschleust worden sind.

       - Weiter werden durch den Klerus katholische Laien für diese Tätigkeit
eingesetzt. Dieser Personenkreis sind in der Regel aus der Katholischen
Studentengemeinde (KSG) hervorgegangene Katholiken, die jetzt als
Ärzte, Lehrer usw. tätig sind und über die persönlichen und objektiven
Möglichkeiten verfügen, diese Tätigkeit qualifiziert durchzuführen.*

In einem zweiten Teil des 4. Kapitels erinnere ich an die besonderen Versöh-
nungsdienste der Magdeburger Kirche über die Oder-Neiße-Grenze hinweg
nach Polen.

In diesen Tagen wird Günter Särchen als erstem und hervorragendstem Ver-
treter - weniger durch die katholischen Kirchenleitungen in Deutschland und
Polen - als vielmehr von den Außenministerien beider Staaten - für seinen
„Brückenschlag“ gedankt. Ich bin froh und dankbar dafür, daß ich mit ihm und
auch dem Präses Dr. Kreyssig von Anfang an auf der gleichen „Verdächtigen-
Liste“ meinen Platz gefunden habe. (Das beigefügte Dokument des polnischen
Sicherheitsdienstes ist übrigens eine Übersetzung aus der russischen Spra-
che, die im Sowjet-Imperium auch für das MfS der DDR als Amtssprache galt).

Bitte übersehen und überlesen Sie beim Blättern in den Unterlagen aus den
60er Jahren nicht, daß der ZOV „Schleuse“ wegen „Überfüllung“ abgeschlos-
sen wurde. Zahlreiche neue Mitarbeiter beim MfS und das inzwischen dazu
angeworbene Heer der „IM“ verlangten und ermöglichten die sogenannte „De-
zentralisierung“. In diesem Zusammenhang ist auch die Rede davon, daß sich
besonders im Magdeburger/Hallenser Raum die kirchlichen Gruppen nicht
mehr so wie bisher nach Osten engagierten sondern mit zunehmender Wand-
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse „auf eine innerkirchliche Politik“ um-
dachten, verbunden mit nachkonziliarer „Kritik am real existierenden Sozialis-
mus“ der DDR.

*  BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 612/71, Band 3, Bl. 141-143 Auszüge
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Dokument 26: (BStU, Ast. Magdeburg, OPK „Patron“, Reg.-Nr. VII/918/82, Bl. 6)

„Ich segne Jugendseelsorger Nikolaus Herold in seinem opfervollen Priester-
leben und seiner fruchtbaren Arbeit mit der katholischen Jugend in der DDR.

+ Thomas
Bischof von Allenstein

Allenstein, 10.IV.1965“

Dokument 27 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Diese Bronzeplatte wurde von einer Magdeburger Jugendgruppe zum Milleni-
um 1966 am St. Adalbert-Schrein in Gnesen überreicht.

Übersetzung:

AUF DER PILGERFAHRT ZUM GRABE DES HEILIGEN ADAL-

BERT IM JAHRE DES TAUSENDJÄHRIGEN TAUFJUBILÄUMS

DES POLNISCHEN VOLKES BETETEN HIER UND OPFERTEN

HERZLICHE SÜHNEGABEN DEUTSCHE JUNGEN UND MÄD-

CHEN MIT DER BITTE ZU GOTT UM VERSÖHNUNG UND

BRUDERLIEBE UNSERER BEIDEN NACHBARVÖLKER

(Archiv Claus Herold, Halle/S.) Dokument 28 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Dokument 29: (BStU, Ast. Halle, AOP 2145/72, Band 1, Bl. 234)

5. Kapitel

Die „Strafversetzung“ nach Halle

Der „Treffbericht“ des Berliner Prälaten Otto Groß - offizieller Beauftragter des
Erzbischofs von Berlin zum Ministerium für Staatssicherheit - protokolliert von
seinem Führungsoffizier - markiert als Schlußpunkt des Jahres 1968 meine
„Strafversetzung“ von Magdeburg ins Pfarramt nach Halle.

Gleich zu Beginn brachte das weltweit unruhige Jahr 1968 in den meisten Ju-
risdiktionsbezirken in der DDR für die katholische Jugendseelsorge, deren ge-
wählter Arbeitsgemeinschafts-Leiter ich seit 1965 war, neue Vorwürfe der Ber-
liner Bischofskonferenz. Cardinal Alfred Bengsch, Vorsitzender der BBK traf
seine Maßregelungen über die Diözesanbischöfe und ließ die einzelnen Diöze-
san-Jugendseelsorger durch ihre Ortsbischöfe zur Ordnung rufen. Zunächst
wurde die gesamte Arbeitsgruppe „suspendiert“. Später, nach kommissari-
scher Federführung durch Prälat B. Huhn sollte ich mit befristetem Auftrag die
Vorschlagswahl meines Nachfolgers in der kirchlichen Jugendarbeit der DDR
vorbereiten und meinen Übergang in die Pfarrseelsorge ermöglichen. Bei die-
sen letzten Konferenzen kamen nicht nur die zwischen mir und meinem Mag-
deburger Bischof entstandenen pastoralen Differenzen, sondern auch die „kir-
chenkritischen Positionen“ der anderen Diözesanjugendseelsorger und ihrer
Mitarbeiter/innen mit einmaliger Deutlichkeit zur Sprache. Sie führten zur Ent-
lassung von weiteren drei Mitbrüdern aus den Ordinariatsdiensten. Im Licht der
Magdeburger Jugendpastoral, die sich seit 1964 stark in der bikonfessionellen
Oekumene verstand und artikulierte, stand an erster Stelle die Auseinander-
setzung und praktikable Antworten zur NVA-Wehrpflicht-Frage („Bausolda-
ten“). In der Brautleutebegleitung gab es nach der päpstlichen Entscheidung in
der Enzyklika „Humanae vitae“ und deren restriktiver Auslegung durch die ost-
deutschen Bischöfe (anders als in der sogenannten „Königsteiner Erklärung“
der westdeutschen Bischofskonferenz!) für uns im Umgang mit der „Jugend
der Kirche“ den nächsten brisanten Kontroverspunkt. Beide o. g. Positionen
und unsere allgemeine nachkonziliare Akzeptanz des Dokumentes „Gaudium
et spes“ und dessen entsprechende Interpretation: „Engagement“ als soge-
nannter „Weltdienst der Christen“ brachten zusätzliche Reibungspunkte. Die
gelebte Paxis, Gleichstellung von ordinierten Priestern und „Laien“, Frauen und
Männern in der Diasporakirche von Morgen, führte natürlicherweise ausge-
hend von ersten Ansätzen der Kirchenkritik zu mehr innerkirchlicher Freiheit
und stärker bejahter Partnerschaft der Jugend und der Erwachsenen in demo-
kratischen Verantwortungsbereichen, die man der sogenannten „Amtskirche“
abverlangte und zumutete. Innerkirchliche „Emanzipation“ war oft, meist non-
verbal, der Anfang einer „Gesellschaftskritik“. Die aber führte auf der oberen
Ebene zum staatlichen Widerspruch. Offizielle Beschwerden und Drohungen
gegenüber unseren Ortsbischöfen folgten. Die Vertreter der Räte der Bezirke
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oder in Berlin des Staatssekretariats für Kirchenfragen, mit denen man sonst
katholischerseits nur auf „Sparflamme“ Kontaktgespräche führte, klagten im-
mer häufiger Disziplinierungen seitens der Kirchen-Obrigkeit ein.

Rat des Bezirkes Magdeburg Magdeburg, den 5. 9. 1968
Stellv.d.Vorsitzenden für
Inneres

A k t e n v e r m e r k
über die am 3. 9. 1968 geführte Aussprache mit dem
Weihbischof Dr. R i n t e l e n  beim Rat des Bezirkes

Die Aussprache mit Dr. Rintelen wurde geführt
von dem

Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres,

Genossen  S t e i n b a c h
und dem Referenten für Kirchenfragen,

Genossen  B e l l s t e d t .

Bei diesen Gespräch ging es im wesentlichen um die Durchführung der 1000-
Jahrfeier der Katholischen Kirche des Kommissariats Magdeburg am 7. und 8.
September 1968 in Magdeburg.

Genosse Steinbach legte - ausgehend von den Maßnahmen unserer Regie-
rung vom 21. 8. 1968 - die wichtigsten politischen  Probleme dar und verwies
dabei auf die Haltung einiger Kirchenführer in Westdeutschland im Hinblick auf
die durchgeführten Revanchistentreffen und ihre Hetze gegen die von den 5
Bruderländern eingeleiteten Maßnahmen für die CSSR.

Weiter gab Genosse Steinbach dem Weihbischof Dr. Rintelen gegenüber zu
bedenken, daß der zum gleichen Zeitpunkt in Westdeutschland stattfindende
Katholikentag von den reaktionären Kräften innerhalb der westdeutschen Kir-
chenleitung dazu benutzt werden könnte, um von diesem Katholikentag Gruß-
adressen bezw. - telegramme nach hier zu senden und damit einen Zusam-
menhang zwischen dem Essener Katholikentag und der 1000-Jahrfeier in
Magdeburg herzustellen.

Zur Sprache kam ebenfalls die feindliche Haltung der Magdeburger Evangeli-
schen Kirchenleitung gegen die Maßnahmen vom 21.8.1968. Da aus dem Pro-
gramm der Katholischen Kirche zur Durchführung der 1000-Jahrfeier hervor-
geht, daß der evangelische Bischof Jänicke an den Gottesdiensten am Sonn-
tag Nachmittag gemeinsam mit Dr. Rintelen und Kardinal Bengsch teilnehmen
wird, wo ihm u. a. von Seiten der Katholischen Kirche die Möglichkeit gegeben
werde, ein Grußwort an die Katholiken zu richten, könnte die Gefahr bestehen,

daß Bischof Jänicke diese katholischen Veranstaltungen dazu benutzt, um in
negativer Form gegen unseren Staat aufzutreten.

Rintelen äußerte sich zu diesem Komplex folgendermaßen:

Die eingeleiteten Maßnahmen vom 21. 8.  1968 gegenüber der CSSR kann er
zwar persönlich nicht billigen. Er steht aber auf dem Standpunkt, daß er die
Sowjetunion und die anderen sozialistischen Staaten, die an dem Betreten des
Territoriums der CSSR beteiligt sind, verstehen kann, da schon von der strate-
gischen Lage her es niemals geduldet werden kann, daß die CSSR von uns
aus aufgegeben wird.

Er legte aber gleichzeitig in diesem Zusammenhang dar, daß diese Problema-
tik während der Durchführung der 1000-Jahrfeier überhaupt keine Rolle spie-
len wird.

Auch auf der Bischofskonferenz, die am 2. 9. 1968 in Berlin unter Vorsitz des
Kardinals Bengsch stattfand, wurde weder dagegen noch dafür gesprochen.
Die Katholische Kirche verhält sich in dieser Angelegenheit neutral, und es ist
auch nicht beabsichtigt, von Seiten der katholischen Bischöfe der DDR - und
schon gar nicht von ihm persönlich - ein Schreiben, so wie es die Evangelische
Kirche getan hat, nach unten zu geben.

Er versicherte noch einmal, daß die 1000-Jahrfeier so wie sie jetzt in Magde-
burg durchgeführt wird - nur stattfinden kann, da die Katholische Kirche vom
Rat des Bezirkes und vom Rat der Stadt Magdeburg in großzügiger Weise
unterstützt wurde, und er würde es als einen Vertrauensbruch ansehen, wenn
die einzelnen Veranstaltungen an den beiden Tagen jetzt einen politischen An-
strich erhalten würden.

Er übernahm noch einmal die Verpflichtung und die Garantie, daß alle Veran-
staltungen im kirchlichen Raum verlaufen und alle Redner sich streng an seine
Weisungen halten, nur auf theologische Fragen einzugehen.

Das trifft zu

- für die Festrede des Dr. S o n n t a g  aus Dresden im Maxim-Gorki-Theater
Magdeburg,

- für das Hochamt des Kardinal Bengsch am Sonntag auf den Rennwiesen,

- für seine eigene Predigt im Herrenkrug-Gelände.

Das trifft auch weiter zu für die Gottesdienste, die am Sonntag Nachmittag in
den bekannten drei Kirchen

-  Dom
-  St.  Sebastian -  Kirche
-  Kloster Unser Lieben Frauen
abgehalten werden.



56 57

Rintelen läßt sich noch einmal die Predigt des Rektor  H e r o l d  vorlegen, die
im Kloster Unser Lieben Frauen vor der Jugend gehalten wird, um auch hier
von vornherein politische Akzente auszuschließen. (...)  *

Das MfS sprach dabei mit. Durch seine im „Staatsapparat“ integrierten „IM“,
die in jenen Jahren genau das vertraten und oft bedingungslos verlangten, was
die „Stasi“ unabhängig davon einzelnen Bischöfen oder deren ernannten Prä-
laten an Zensuren direkt übermittelte und mit „Disziplinierung“ und „Verset-
zung“ der kirchlichen Provokateure an der Basis erreichten.

Die Distanzierung und Marginalisierung der Aktivisten durch die eigene Kir-
chenbehörde blieb bei den Betroffenen meist unverstanden, erzielte Verbitte-
rung. Die Absicht der Stasi: „Diffamierung“, „Zersetzung“, „Isolation“ dieser
Persönlichkeiten wurde in den meisten Fällen erreicht.

So unterstreicht meine Versetzung
nach Halle, vorbereitet den Som-
mer über und im Herbst 1968
durch staatliche Denunziationen
zu meiner Tätigkeit einerseits
beim Berliner Cardinal und ande-
rerseits bei meinem Magdeburger
Dienstherren die meisten Ab-
schnitte im Schlußteil dieses bri-
santen Kapitels 5.

Das Ganze wurde verschärft
durch unsere Debatten und Ver-
öffentlichungen vor und nach dem
Einmarsch der Truppen des War-
schauer Paktes in die CSSR. Un-
sere Provokationen waren für
Staat und Kirchenleitung in dem
von beiden Seiten gewünschten
Stillhalte-Frieden explosiv und
gefährlich. Der erreichte „status
quo“ wurde in Frage gestellt. Nach
der allgemeinen Kritik an der Ok-
kupation eines sozialistischen
Nachbarlandes durch die von
niemand zu Hilfe gerufenen „Bru-
derarmeen“ traf unser zusätzlicher
Vorwurf einer spürbaren „Re-
faschisierung“, den unsere Ju-

gendlichen ebenso wie die gesteigerte „Ideologisierung“ in der DDR bei ihrer
schulischen und betrieblichen Ausbildung feststellten, die von uns unter „An-
klage“ gestellten Machthaber sehr. Nach dem Pfingsttreffen der katholischen
Jugend in Roßbach vom 31. Mai bis 2. Juni 1968 hatten Jochen Garstecki, Ur-
sula Broghammer und ich das zu Papier gebracht um es bei dem sogenannten
Delegiertentag am 7.9.68 in Magdeburg weiterzudiskutieren:

Magdeburg, den 23.8.68

Vom 31. Mai bis zum 2. Juni 1968 fand im St. Michaelshaus in Roßbach ein
Treffen für junge Erwachsene statt, die als Vertreter ihrer Gemeinden und De-
kanate den Arbeitskreis „Jugend“ des Laien-Delegierten-Tages am 7. Septem-
ber 1968 in Magdeburg besuchen werden.

Dieses Roßbacher Treffen sollte einer ersten Kontaktnahme der Veranstalter
des Delegiertentages mit den Vertretern der Jugend dienen und darüberhinaus
die Thematik des Arbeitskreises „Jugend“ am 7. September in Magdeburg
festlegen und vorbereiten. - Anwesend waren etwa 45 junge Erwachsene.

Das von der Veranstaltungskommission für den Arbeitskreis genannte Rah-
menthema: „Die Welt der neuen Jugend - gesehen mit ihren und mit fremden
Augen“ erschien zu unscharf und, gemessen an den Belangen der kirchlichen
Jugendarbeit im Kommissariat Magdeburg, zu wenig ergiebig.

Diskussionsgrundlage der zweitägigen Überlegungen der Teilnehmer bildete
daraufhin eine vorformulierte These zum Selbstverständnis christlicher Ju-
gendarbeit heute:

„Christliche Jugendarbeit will den Jugendlichen Hilfen geben zur gläubigen An-
nahme der Gegenwart und ihrer Aufgaben aus einer verbindlichen Vergangen-
heit heraus angesichts der eigenen offenen Zukunft.“

Diese These war durch eine Skizze illustriert und wurde erläutert. (Anlage I)
Das Verständnis dieser These voraussetzend, bildeten sich getrennte Arbeits-
gruppen zu den beiden folgenden Themen:

Begrüßungsansprache bei der 1000-
Jahrfeier zur Gründung des Erzbistums
Magdeburg am 9.9.1968
(Siegfried Adler, Leipzig)

* Landesarchiv Magdeburg -LHA- BT/RdB MD Nr.
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Arbeitsgruppe I: Wo leben wir?

Die Gesellschaft der DDR (nach dem Verfassungsvolksent-
scheid vom 6. April 68) im Spiegel ihrer Dokumente.

Arbeitsgruppe II: Was soll Jugendarbeit?

Inhalte und Schwerpunkte nach den Vorstellungen und Er-
wartungen der am Gespräch in dieser Arbeitgruppe beteilig-
ten Jugendlichen.

Die Aufgabe der Arbeitsgruppe I bestand in einer Analyse der gegenwärtigen
gesellschaftlichen Situation in der DDR unter dem besonderen Aspekt „Jugend
und Jugendarbeit“.

Ziel der Arbeitsgruppe II waren Ermittlungen über die Erwartungen der Ju-
gendlichen an die Jugendarbeit und die Erstellung eines allgemeinen Über-
blicks.

Zu beiden Themen waren Fragestellungen formuliert worden, die jedem Teil-
nehmer schriftlich vorlagen und die Auseinandersetzung mit dem Thema er-
leichtern sollten.

Beide Arbeitsgruppen informierten sich nach Abschluß ihrer Gespräche ge-
genseitig über die Ergebnisse. Infolge dieser Berichterstattung ergaben sich
neue Fragestellungen, die durch die verschiedene Art der Aufgabe der beiden
Gruppen bedingt waren und die verschiedenen Ergebnisse zu berücksichtigen
hatten.

In den Beilageblättern sind alle Fragestellungen zusammen mit den gewonne-
nen Ergebnissen für die Teilnehmer des Roßbacher Treffens noch einmal
nachbereitend aufgeführt.

Allen Teilnehmern des Arbeitskreises „Jugend“, die keine Gelegenheit hatten,
in Roßbach dabeizusein, dient diese Zusammenstellung als Information und
bringt ihnen Möglichkeit, sich auf die Begegnung am 7.9. in Magdeburg vorzu-
bereiten.

Ursula Broghammer
Claus Herold
Jochen Garstecki

A r b e i t s g r u p p e  I

Wo leben wir?

Die Gesellschaft der DDR (nach dem Verfassungsvolksentscheid vom 6. Ap-
ril 68) im Spiegel ihrer Dokumente.

Aufgabe: eine Analyse.

Fragestellungen und Diskussionsergebnisse

1. Welche konkreten Programme, Aktionen und Bemühungen von seiten des
Staates kennzeichnen die gegenwärtige gesellschaftliche Situation in der
DDR - unter spezieller Berücksichtigung der DDR-Jugend?

(Als Arbeitsmaterial lagen den Teilnehmern vor: die Verfassung der DDR;
das Jugendgesetz der DDR; das Jugendkommunique des Politbüros des
ZK der SED; verschiedene aktuelle Zeitschriften und Zeitungen der FDJ,
u. a. die „Junge Generation“ und die „Junge Welt“.)

Nach Meinung der Teilnehmer liegt gegenwärtig im Bildungswesen der 
Schwerpunkt aller Bemühungen des Staates um eine sozialistische 
Gesellschaft.

Tendenz: Ausschaltung aller erzieherischen Einflüsse, die nicht von 
staatlicher Seite stammen (z. B. Eltern), ferner wachsende Ideologisie-

rung des öffentlichen Lebens.

2. Welche persönlichen Erfahrungen machen wir zur Zeit mit dieser Gesell-
schaft und ihren maßgeblichen Organen?

Die Jugendlichen sind der Ansicht, daß ihre Interessen nicht wirklich ernst
genommen werden; lediglich in nebensächlichen Bereichen werden sie be-
rücksichtigt.
Anderseits ständige Aufforderung und Werbung zur Mitarbeit in staatlichen
Organisationen oder zur Teilnahme an öffentlichen Veranstaltungen politi-
scher und ideologischer Art durch das Angebot von Vergünstigungen, oft
mit finanziellem Anreiz.

Positiv wird vermerkt, daß breite Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten
für jeden bestehen.

3. Inwiefern wird die DDR-Gesellschaft der Zukunft durch die zur Zeit herr-
schenden Trends bereits vorentworfen?
(...)

4. Welche Trends werden ausgeprägter werden, welche werden nachlassen?

Fast alle Teilnehmer sind sich darin einig, daß der Trend zur ideologischen
Verschärfung und „Faschisierung“ zunimmt. Demokratisierungstendenzen
sind nicht zu beobachten.

5. Kann eine christliche (kirchliche) Jugendarbeit in der DDR das für die Zu-
kunft voraussehbare in ihre heutigen Unternehmungen einkalkulieren?

Die Teilnehmer bejahen diese Frage und halten entsprechende Versuche
für notwendig, wissen aber nicht, welche Möglichkeiten im einzelnen dafür
vorhanden sind.
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6. Steht die christliche (kirchliche) Jugendarbeit und Jugendseelsorge einer
Herausforderung durch die Zukunft gegenüber; und wie ist dieser Heraus-
forderung zu begegnen?

Die Teilnehmer nennen verschiedene Schwerpunkte:
gegen die eigene Labilität und Gleichgültigkeit den Ereignissen ge-
genüber ankämpfen;
Bildung zur Kritikfähigkeit gegenüber Gesellschaft und Kirche;
Versachlichung der kirchlichen Jugendarbeit;
Bildung kleiner überschaubarer Kreise;
nicht feste Programme, sondern austauschbare Konzepte;
Erörterung aktueller Fragen;
Zusammenarbeit mit fortschrittlichen gesellschaftlichen Kräften;
mehr Kontakte zu Erwachsenen;
das Wissen um den Glauben vertiefen.

Anmerkung: Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe befriedigen nicht. Die Uner-
giebigkeit einzelner Leitfragen bzw. das Ausbleiben bestimmter Antworten liegt
zum Teil an der zu allgemein formulierten Fragestellung, an der geringen Ü-
bung beim Umgang mit Texten, die ausgewertet werden sollen, sowie an der
Schwierigkeit, das Gemeinte klar auszudrücken. Der immer wieder festzustel-
lende Mangel an eigenstängigem Denken in gesellschaftlichen und politischen
Fragen erschwert eine intensivere Auseinandersetzung.  *

Das Magdeburger Treffen sollte im Zusammenhang mit dem „Millenium“, der
Jahrtausendfeier der Gründung des alten Erzbistum Magdeburg, verbunden
werden. Die Thesen zur Magdeburger Jugendpastoral, unsere Anfragen zur
Kirchenkritik - zugleich eine Überlebensstrategie in der Diaspora mit den ent-
sprechenden Perspektiven als aktives Veränderungspotential an der Basis der
real-sozialistischen DDR - waren „Zeitbomben“.

*  Archiv Claus Herold, Halle/S.

„Einige Leute loben den Frieden“
Stunde der Jugend am 8.9.1968 im
„Kloster unser lieben Frauen“

(...)

Sprecher 1: Ist der Frieden unter uns,
wenn verketzert, gelogen, gehaßt
wird?

Sprecher 2: Ist der Frieden unter uns,
wenn gerüstet, vernichtet, getötet
wird?

Sprecher 3: Frieden heißt heute wie zu
allen Zeiten:

Alle: Du sollst nicht lügen!
Du sollst nicht hassen!
Du sollst nicht töten!

Sprecher 1: Hör meinen Protest,
denn du bist Gott und kein Freund
der Diktatoren -
du folgst nicht ihrer Politik,
noch achtest du auf ihre Propagan-
da.
Sie sprechen vom Frieden -
und steigern die Rüstungsprodukti-
on.
Die Ganze Nacht streuen ihre Ra-
diosender Lügen aus,
verbrecherische Pläne füllen die
Akten ihrer Büros
Straf sie, o Gott!
Laß scheitern ihre Politik!
Bring ihre Memoranden durcheinander!
Verhindere ihre Programme.
Wer ihren lügnerischen Parolen nicht glaubt,
den segnest du,
den umgibst du mit deiner Liebe
wie mit Panzerwagen. (Ernesto Cardenal)

Im Kloster „Unser lieben Frauen“
Magdeburg. „Einige Leute loben den
Frieden“ Magdeburger Katholikentag
im September 1968 drei Wochen
nach dem Einmarsch in die CSSR.
Jochen Garstecki mit Gitarre, Ursula
Broghammer mit Plakat (Archiv Claus
Herold, Halle/S.)
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Sprecher 2: Frieden - das beginnt damit, daß du die Wahrheit sagst,

Sprecher 3: daß du deinen Nachbarn akzeptierst,

Sprecher 4: daß du Ressentiments abbaust.

Sprecher 5: Frieden - das heißt weiter: Toleranz der Meinungen,

Sprecher 2: Entideologisierung der Standpunkte,

Sprecher 3: Koexistenz der Ansichten.

Sprecher 1: Frieden ist die Summe aller Bemühungen um Einheit.

(...)  *

Auf Drängen der Vertreter vom Rat des Bezirkes Magdeburg hatte sich Weih-
bischof Dr. Rintelen meine Predigt und die Gruppentexte der Jugendfeierstun-
de zur „Entpolitisierung“ vorlegen lassen. Er hatte uns auch Änderungen und
Auslassungen vorgeschlagen. Für Stasi-Augen-Ohren war das ganze aller-
dings nicht zu „entschärfen“.

Das engagierte Grußwort des zur Feier anwesenden Kardinals, seine gerade-
zu polemische Gegenrede, die auch der andere prominente Gast, der evange-
lische Ortsbischof J. Jänicke behutsam und eindeutig nicht zurücknehmen
konnte, ließen unsere Provokation in der kirchlichen Friedensdiskussion nur
noch deutlicher erkennen.

Am Ende geriet unser Weihbischof wegen seiner passiven Duldung dieser Ju-
gendseelsorge und ihrer öffentlichen Veranstaltungen erneut in das „Schuß-
feld“ der Berliner Bischofskonferenz und wurde vom Herrn Kardinal zu Konse-
quenzen gegen die „Täter“ veranlaßt: Entlassung aus den diözesanen Funktio-
nen, „Strafversetzung“ auf eine Pfarrstelle und Ablösung des „Herold-Teams“
im Magdeburger Jugendamt.

Wie im nebenstehenden Treffbericht des Berliner Prälaten Otto Groß zu lesen
ist, dachte man zu der Zeit in Berlin schon über die Versetzung des Magdebur-
ger Bischofs nach. Diese war kirchenrechtlich nur möglich durch Abberufung
seitens des Erzbischofs von Paderborn Lorenz Kardinal Jäger. Rintelen selbst
hat den in Berlin geltenden „status quo“ der Katholischen Kirche und ihrer
strikten Trennung vom Staat einzuhalten versucht. Trotzdem gab er der Ju-
gend und besonders auch den Studentengemeinden kirchliche Freiräume, die
gesellschaftliche „Enthaltsamkeit“ gegenüber dem DDR-Staat oft verletzten.
Das kostete den Bischof schließlich seinen eigenen Kopf, daß er uns gedeckt
und geschützt hat, wo und wie es ihm nur möglich war.

*  Archiv Claus Herold, Halle/S. Dokument 30 (BStU, ZOV „Schleuse“, ZA AOP 2716/75, Band 2, Bl. 10, 11)
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6. Kapitel

Oekumenische „Einheit in versöhnter Vielfalt“

Beim Versetzungsgespräch am 22.10.68 hatte mir Weihbischof Dr. Rintelen,
dessen Wohlwollen ich nicht verloren hatte, die Pfarreien Wittenberg oder
Zeitz, evtl. auch Bitterfeld zur Wahl gestellt. Wegen der Vakanz - durch den
Tod des Hl.-Kreuz-Pfarrers - fragte er mich am Ende jedoch, ob ich nicht sofort
das Pfarramt in Halle übernehmen wolle. Bis zu jener Zeit war es jedoch nicht
üblich, daß ein katholischer Pfarrer in seine Geburtsstadt versetzt wurde - zwi-
schen seine Schulkameraden, Sympathisanten, aber natürlich auch mit Vor-
urteilen belastete Gefährten seines früheren Lebensweges. Ich war in Halle
(1929-1947) „groß geworden“, doch der Bischof und auch mein Selbstvertrau-
en hofften, daß ich die ausgleichende Rolle eines Gemeindeseelsorgers be-
wältigen würde. Deshalb willigte ich in das Angebot bzw. die Aufforderung,
nach Halle zu gehen, ein. Mein „Adsum“ entsprach übrigens nicht dem
Wunsch der durch den Tod ihres Pfarrers betroffenen Gemeinde. „Wider-
stand“ gegen meinen Zuzug nach Halle leistete in Magdeburg auch der erste
Stellvertreter des Bischofs, sein „Generalvikar“ Prälat Jäger, mit dem ich im-
merhin 11 Jahre im gleichen Hause gewohnt und gearbeitet hatte. Unser Ver-
hältnis zueinander war korrekt aber immer distanziert gewesen. Er war der
einzige der amtierenden Prälaten im damaligen Kommissariat Magdeburg, der
mir als dem Jüngsten nicht das brüderliche „Du“ anbot. Das ist natürlich jedes
Menschen freies Recht und sollte es auch bleiben; aber es macht deutlich, daß
er mich halt als Parteigänger des damals auch bei uns wohnenden Prälaten
Hugo Aufderbeck (ab 1962 Weihbischof in Erfurt) ansah. Wir waren die nach-
konziliaren, innerkirchlichen „Unruhestifter“ im Magdeburgischen und er konnte
seine bleibende Sorge und fast krankhafte Angst um den „status quo“ nur an
unseren Personen fest machen. So agierte er im Vorzimmer des Bischofs bis
zu seinem Tode, z. B. beim täglichen Briefe-Öffnen am Schreibtisch des
Chefs. So informierte er auch seine aus Berlin von der Hauptabteilung XX/4
zu „konspirativen“ Treffen anreisenden Führungsoffiziere vom MfS. Mit dem
Abteilungsleiter Inneres/Kirchenfragen beim Rat des Bezirkes Magdeburg
stand er per Du.

Solche und andere Treffberichte, bzw. Gesprächsprotokolle verdeutlichen, lei-
der erst im nachhinein, wie sehr die Stasi mich bei meinen ersten Gehversu-
chen begleitete und ihrerseits auf dieser „Direkt-Linie“ ihre Interessen, z. B.
gegen die 1968 aufbrechende „Oekumene“ in Halle innerkirchlich „instrumen-
talisieren“ konnte.
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Treffbericht: Major Hans Baethge, HA XX/4, Berlin mit Prälat Heinrich Jäger,
Magdeburg 22.10.1971

Dokument 31 (BStU, IM „Bernstein“, ZA 145/88, Teil I, Band 1, Bl. 33, 34 Aus-
züge)

Aus der kirchlichen Jugendarbeit hatte ich im Sinne des 2. Vaticanums zur
langsamen „Entkonfessionalisierung“ meine Erfahrungen und Visionen und
„Nahziele“ in die zu Experimenten fähige und willige Pfarrgemeinde „Heilig-
Kreuz“ mitgebracht.

Erfahrungen
1965 Herausgabe der gemeinsamen evgl.-kath. Handreichung zur ökumeni-

schen Jugendarbeit im Magdeburger Seelsorgeamt (HR Nr. 62).
1967 Vorbereitung und Mitgestaltung des ursprünglich als „Bußgottesdienst“

geplanten ökumenischen Jugendgottesdienstes am 31.10. in Wittenberg
aus Anlaß der 450-Jahr-Feier der Reformation.

1968 Ausrichtung des Magdeburger Katholikentages aus Anlaß der Jahrtau-
sendfeier der Gründung des Erzbistums Magdeburg auf ökumenisches
Denken und Verhalten. Hauptveranstaltungen: Ökumenische Friedens-
gebetstunde im Dom mit den anwesenden evangelischen und katholi-
schen Bischöfen und ein evgl.-kathol. Jugendgottesdienst im ehemali-
gen Kloster unserer Lieben Frau.

1969 Als neu installierter Pfarrer in Halle führe ich den langjährigen Rechts-
streit zwischen meinem Kirchenvorstand und der benachbarten evange-
lischen Kirchenmusikschule um Flurbegradigung zum schnellen Ende
und schlage mit  Kirchenmusikdirektor Bruns vor, alle unsere Grundstü-
cke voneinander abschließenden Mauern abzureißen.

Visionen
Fünf Thesen zu den „Möglichkeiten ökumenischer Jugendarbeit“
1. Ökumenismus als Wiederherstellung der verlorengegangenen Einheit unter

allen Christen ist ein Zeichen der Zeit und korrespondiert dem weltweiten,
unbefangenen, pragmatisch-konkreten Generationsverhalten junger Men-
schen.

2. Ökumenismus ist im Verstehen junger Christen das ehrliche Suchen, enga-
giertes, vorurteilsloses Fragen nach der Einheit und Einzigkeit einer Kirche
in Christus und durch Christus und ihrer im Heiligen Geist ausgewirkten
Mannigfaltigkeit.

3. Ökumenismus sehen junge Christen als Wiederfinden und Wiedererstarken
der geeinten Kirche, die nicht zunächst für sich selbst leben will, sondern
immer besser ihren Dienst der Hingabe an die Welt verwirklichen möchte.

Ökumenismus hat als Nahziele
a) die andauernde Reformation = innerkirchliche Erneuerung, die Anpassung

der einzelnen Christen und kirchlichen Gemeinschaften nicht an die jeweili-
ge Zeit, sondern an das ursprüngliche Evangelium.

b) das Umdenken und Nicht-mehr-Aussprechen („Ausmerzen“) all des Tra-
dierten, das gegen die brüderliche Liebe, gegen die einander geschuldete
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Wahrhaftigkeit und gegen einmal erkannte Gerechtigkeit verstößt und den
Dialog miteinander unmöglich macht.

c) gemeinsame Gottesdienst-Versammlungen (Gebet) nicht bloß füreinander
sondern miteinander für die Anliegen aller Menschen.

d) gemeinsames Handeln (Aktionen) nicht im kirchlichen Ghetto (intra muros),
sondern auch und vor allem in der Welt in Solidarität mit allen und für alle.

Ökumenismus hat als eigentliches Ziel - nach Überwindung aller gegenwärti-
gen Hindernisse - und findet seine Grundlegung wieder in der Eucharistiege-
meinschaft aller Christen. *

So kam es recht schnell zur „Denunziation“, auch dieses Mal wieder auf dem
allerhöchsten Dienstweg über die Berliner „MfS-Prälaten“, und zur Anzeige an
den Magdeburger Ordinarius, der wie folgt wegen mir ins „Schußfeld“ seiner
Mitbischöfe und in den Zugzwang meiner Disziplinierung geriet.

Dokumentation zum Fall einer ökumenischen Trauung 1969

Abschrift:
Erzbischöfliches Kommissariat 301 Magdeburg, am 18.12.1969
Tgb.-Nr. J 1555/69 Heydeckstr. 8

Herrn Pfarrer
Claus Herold

402 Halle (Saale)
Gütchenstraße 21

Wie mir Ende November bekannt wurde, haben Sie am 27. September dieses
Jahres gelegentlich der Trauung eines konfessionsverschiedenen Paares mit
einem evangelischen Pfarrer, der vor Jahren von einem nicht-katholischen Bi-
schof die Priesterweihe empfangen hatte, konzelebriert und auch dem evange-
lischen Bräutigam die hl. Kommunion gereicht.
Dadurch haben Sie in schwerer Weise gegen die kirchlichen Bestimmungen
verstoßen und großes Ärgernis erregt.
Ich sehe mich daher gezwungen, Ihnen mit sofortiger Wirkung bis auf weiteres
Ihrer pfarrlichen Amtsbefugnisse zu entziehen.

gez.:   +  Rintelen
*  Archiv Claus Herold, Halle/S.

(...)
Die Brautleute hatten Pfarrer Herold um Trauung in der „Brautmesse“ gebeten.
(...)
Die Brautleute hatten Pfarrer Herold darüber hinaus um ökumenische Trauung
gebeten, d. h. die zusätzliche „Assistenz“ auch eines evangelischen Amtsträ-
gers gewünscht. (...)
Pfarrer Herold feierte die Brautmesse in Konzelebration mit dem evangelischen
Mitbruder Günter Loske vom Petersberg bei Halle.
Beide Pfarrer nahmen in der vom Rituale in der Brautmesse vorgesehenen
Weise gemeinsam vor den Zeugen den Ehewillen des Brautpaares entgegen.
Die Form der Mitwirkung eines evangelischen Geistlichen bei einer ökumeni-
schen Trauung, wie sie die römische Mischehen-Instruktion bzw. die Durchfüh-
rungsbestimmung der deutschen Bischöfe gegenwärtig erlaubt, die evangeli-
sche Kirchenleitung sie aber als „Diskriminierung“ ablehnen, glaubten die as-
sistierenden Pfarrer nach reiflicher Überlegung als dem Geist glaubwürdiger
Ökumene widersprechend nicht praktizieren zu können.
Zwei Monate später „erfuhr“ der für Pfarrer Herold zuständige Ordinarius in
Magdeburg von der Sache.
Am 1./2. Dezember trafen sich die Bischöfe der DDR routinemäßig zur Ordina-
rienkonferenz in Magdeburg.
Wie es inzwischen heißt, hatte ein Bischof von „der ökumenischen Trauung in
Halle“ etwas gehört und brachte den Fall ins Gespräch.
Drei Wochen danach, offenbar durch seine Grippeerkrankung bis dato verhin-
dert, zitierte Dr. Rintelen am 17.12. nachmittags Pfarrer Herold für den nächs-
ten Vormittag nach Magdeburg. (...)
Weihbischof Dr. Rintelen bot dem vorgeladenen Pfarrer Herold am 18.12. die
Alternative an: „Sofortiger Entzug der Pfarramtsbefugnisse bis auf weiteres“
(d. h. nicht die Suspension) oder eine „Reue-Erklärung“ zur Vorlage an alle Bi-
schöfe und eventuell Ärgernis genommen habende Kleriker.
Da Pfarrer Herold den zweiten Vorschlag nicht glaubte, annehmen zu können -
er dürfe doch ehrlicherweise jetzt nicht widerrufen und bereuen, was er einmal
lange genug und gewissenhaft gepfüft und dann mit Überzeugung getan habe
- sah der Ordinarius seinerseits nur die erste Möglichkeit, die ihm, wie er
mehrfach betonte, auch die bessere und klarere Lösung des Falles zu sein
schien.
So kam es am 18.12. zu der eingangs abschriftlich wiedergegebenen Verfü-
gung.
(...)
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Abschrift:
Erzbischöfliches Kommissariat 301 Magdeburg, am 18.12.1969
Tgb.-Nr. J 1556/69 Heideckstr. 8

Liebe Katholiken der Pfarrgemeinde Heilig-Kreuz!
Euer Herr Pfarrer hat am 27. September gelegentlich der Trauung eines kon-
fessionsverschiedenen Paares mit einem evangelischen Pfarrer konzelebriert.
Er hielt sich dazu berechtigt, weil dieser vor Jahren von einem nichtkatholi-
schen Bischof die Priesterweihe empfangen hatte. Außerdem hat er auch dem
evangelischen Bräutigam die hl. Kommunion gespendet. Durch diese Hand-
lungen hat er schwer gegen die kirchlichen Vorschriften verstoßen und außer-
halb der Gemeinde wie auch außerhalb des Kommissariats-Bezirkes großes
Ärgernis erregt, daß mich zwingt, Eurem Pfarrer vorläufig seine pfarrlichen
Amtsbefugnisse zu nehmen. Es ist mir das nicht leicht gefallen.
Ich hoffe, daß in nicht allzu ferner Zeit - wenn eine Beruhigung über das Ärger-
nis eingetreten ist - Euer Pfarrer seine Seelsorgsarbeit bei Euch wieder auf-
nehmen kann.

Nehmt meine Segenswünsche hin.
gez. + Rintelen

Weihbischof  *

Am 2. Februar 1970 durfte ich wieder ins Pfarramt nach Halle zurückkehren.
Die Episode um die erste oekumenische Trauung hatte noch ein Nachspiel. Im
Sommer 1970 war in Magdeburg Prälat Johannes Braun zum bischöflichen
Administrator von Rom ernannt worden und löste Weihbischof Dr. Rintelen ab.
Geblieben war „Generalvikar“ Prälat Jäger. Auch in Halle kam es zu dem nach
6 Jahren Dechanten-Tätigkeit anfallenden Wechsel des Amtsträgers. Die ge-
heime Wahl auf der Konferenz vom 25.11.70 hatte bei 31 Teilnehmern mir ei-
ne Mehrheit von 22 Stimmen gegenüber drei und vier Stimmen für die Gegen-
kandidaten bei zwei Enthaltungen gebracht. Nicht wie sonst üblich stimmte Bi-
schof Johannes Braun in den Tagen nach der Vorschlagswahl zu. Bis ins neue
Jahr ließ er „die Hallenser“ warten.

Gedächtnis-Protokoll zur Dechanten-Wahl 1970

Bischof Johannes Braun hatte mich am 7.1.71, 13.30 Uhr telefonisch für Frei-
tag, 8. Januar, zur Aussprache nach Magdeburg gebeten.

Unser Gespräch, sehr offen, nichts auslassend und in brüderlichem Ton ge-
führt, dauerte von 10.40 Uhr bis 12.05 Uhr. Auf dem Hintergrund meiner be-
reits am 25. November 1970 durch die Mehrheit der Mitbrüder des Dekanats
Halle (22 Stimmen) erfolgten Nomination für das Amt des

*  Quelle: Archiv Claus Herold, Halle/S.

Dechanten ging es dem Bischof in der Hauptsache (wie auch schon bei den
zuvor mit Josef Lobreyer, 6.1., und Johannes Cramer, 7.1. bzw. Josef Göbel,
7.1., gehabten Sondierungen) um die drei Komplexe: Manipulation der De-
chantenwahl, meine „Suspension“ vor einem Jahr als Hindernis für eine Er-
nennung und Fragen einer Rehabilitation.

Der Bischof gab zu, daß er an eine Manipulation bei der Wahl des hallischen
Dechanten geglaubt habe. Das sei ihm angesichts des eindeutigen Ergebnis-
ses für mich als den „Spitzenkandidaten“ und bei dem derzeitigen Mißtrauens-
verhältnis zwischen Halle und Magdeburg nicht zu verdenken.

Die Gespräche mit Josef Lobreyer und Johannes Cramer hatten diesen Ver-
dacht jedoch inzwischen ausgeräumt. Er glaube jetzt daran, daß die Wahl or-
dentlich und geheim durchgeführt worden sei und durch die mehrheitliche No-
minierung von Claus Herold auf ihn als Bischof kein besonderer Druck im Sin-
ne einer Provokation oder Prestige-Frage hätte ausgeübt werden sollen.

Als den Hinderungsgrund für eine Bestätigung des Hallenser Votums durch ihn
bezeichnete Bischof Braun die Tatsache, daß auch kein anderer Bischof einem
Kleriker das Amt des Dechanten übertragen könne, der noch ein Jahr zuvor
„suspendiert“ gewesen sei.

Der weitaus längste Teil unseres nun mit größerer Schärfe geführten Sachge-
sprächs kreiste um die auch schon den obengenannten Mitbrüdern von Bi-
schof Braun vorgetragene Interpretation meiner „Suspension“.

Es war mir nicht möglich (durch Hinweis auf meine Papiere, auf das vom Bi-
schofskaplan Göbel im Dezember 1969 angefertigte Protokoll, auf die späteren
Darstellungen des Weihbischofs Rintelen vor Propst Langsch, Pfarrer Hermes
und Vikar Simon sowie seine Auslassungen in den Kösener Priesterwochen im
Januar 1970) zu erhellen, daß mir vom damaligen Ordinarius wohl meine
„pfarrlichen Amtsbefugnisse auf Zeit entzogen“ worden waren, jedoch habe
Weihbischof Rintelen nicht nur mir gegenüber immer den kanonistischen Un-
terschied dieser „Beurlaubung“ von einer „Suspension a sacris“ mit den Folgen
des Pfarrstellenverlustes, u. a. m. herausgestellt.

Während Bischof Braun zunächst noch festhielt: aus seinen Akten, die auch er
noch einmal studiert habe, ginge ganz klar hervor, daß mich Dr. Rintelen am
18.12.69 suspendiert habe (, auch wenn er das vielleicht in seiner väterlich-
milden Art mir gegenüber nicht so hart formuliert habe.) interpretierte Bischof
Braun auf Grund meiner immerneuen Einwände seine Auffassung am Ende so:
Wenn ich auch nicht „de jure“ suspendiert worden sei, dann doch „de facto“,
und in den Augen der Mitbrüder käme das auf daselbe hinaus. Auf diese öf-
fentliche Meinung der Mitbrüder habe er aber Rücksicht zu nehmen. Magde-
burg sei „in Verschiß bis nach Rom“ und er könne es sich zur Zeit einfach nicht
leisten, Claus Herold zum Dechanten in Halle zu ernennen ...
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Danach führte der Bischof mehrfach aus, er persönlich habe zwar Vertrauen
zu mir und zu meinen Fähigkeiten, jedoch mein „Image“ unter den Mitbrüdern
sei schlecht. Dagegen stand meine Vorhaltung, daß das doch zumindest für
die Konfratres im Dekanat Halle, die mich gewählt hätten, nicht zutreffen wür-
de, und die Frage, ob der Bischof nicht außer dem von ihm immer wieder ge-
nannten Hinderungsgrund meiner vorübergehenden Amtsenthebung noch an-
dere, eventuell geheime Vorbehalte gegen mich habe?
Letztere Vermutung habe ein Mitglied des halleschen Stadtkonveniats bereits
ausgesprochen, als man nach J. Lobreyers Berichterstattung über sein Ge-
spräch mit dem Bischof (6.1.) zu der Meinung gekommen war, der Bischof ha-
be Lobreyer keine überzeugenden Argumente gegen meine Ernennung vertra-
gen können. Daraufhin bedauerte Bischof Braun sehr, daß ich unter einen sol-
chen Verdacht gekommen sei. Das habe er nicht beabsichtigt. Gerade deshalb
sei er ja in personalia so diskret und könne als Bischof Personalfragen eben
nicht öffentlich vor den Mitbrüdern diskutieren ( - wie ich es ihm für eine Deka-
natskonferenz in Halle vorgeschlagen hatte).
Von mir ausdrücklich befragt, erklärte der Bischof: Er habe keine grundsätzli-
chen anderen Vorbehalte und auch kein zusätzliches Wissen „in foro interno“
gegen meine Person. Er glaube auch, daß er mir in ein paar Jahren durchaus
eine Vertrauensstellung, wie die des Dechanten übertragen könne. Aber jetzt
dürfe er das noch nicht. „Dein Image im Lande ist zu schlecht.“ (...)
Vor der Verabschiedung sagte ich dem Bischof noch, daß ich es nicht richtig
gefunden hätte, daß er das Dekanat so lange auf seine Entscheidung habe
warten lassen: zumal wir bereits Anfang Dezember (11.12.) seine nun veröf-
fentlichte Ablehnung und die entsprechende Argumentation von Prälat Jäger
und Rektor Lehnert erfahren hätten.
Der Bischof räumte ein, daß er wohl besser noch vor Weihnachten mit uns
hätte sprechen müssen. Er habe sich jedoch seine Meinung in dieser Sache
selbst gebildet und sich die Entscheidung nicht leicht gemacht
Mit Rektor Lehnert habe er darüber nicht gesprochen, Prälat Jäger gehöre da-
gegen zum ordentlichen Räte-Gremium des Kommissariats und ich würde
doch wohl nicht erwarten, daß Jäger wie Lehnert (privat) meine Wahl zum De-
chanten hätten gutheißen können.
Halle/Saale, den 9. Januar 1971 gez. Claus Herold  *

*  Quelle: Archiv Claus Herold, Halle/S.

Dokument 32: 15 Jahre später stimmte mein „Image“ bei der Dechantenwahl
in Halle (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 4, Bl. 162, 163 Auszüge)
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Kapitel 7

OV „Tabernakel“

Der Sachstandsbericht der Hauptabteilung XX/4/II vom 19. Juni 1970 be-
schreibt das Ausgangsmaterial der klerikal-politischen Gruppierung mit dem
Ziel „aktiver, politisch-ideologischer Diversion“.

Dokument 33 (BStU, Ast. Halle, AOP 2145/75, Band 1, Bl. 35-37 Auszüge, Ab-
schrift aus Bl. 47, 48 Auszüge auf S. 77)
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(...)

H e r o l d ,  Klaus

Pfarrer in Halle /Saale

geb. am 23. 10. 1928 in Halle

wohnh.: Halle/Saale, Gütchenstr. 21 (Pfarrei Heilig Kreuz)

(...)

1957 wurde HEROLD als Vikar nach Magdeburg versetzt. Dort übernahm er
die Leitung  des Jugendreferates im Erzbischöflichen Kommissariat.

Diese Tätigkeit übte HEROLD bis zum 13. 12. 1968 aus. Durch politisch-
operative Maßnahmen wurde die Kirchenleitung gezwungen, HEROLD von
dieser Tätigkeit abzusetzen. HEROLD wurde daraufhin durch Weihbischof
RINTELEN nach Halle „Strafversetzt“.

Anlaß für diese Maßnahme war, daß HEROLD in Vorbereitung der 1000-Jahr-
Feiern des Erzbistums Magdeburg maßgeblich an der Erarbeitung von Materi-
alien beteiligt war, die einen eindeutig negativen Charakter trugen. HEROLD ist
ein sehr geschickter Propagandist und Organisator.

Er besitzt die Fähigkeit, junge Menschen zu begeistern. Er arbeitet aktiv im
„Aktionskreis Halle“ mit.

HEROLD ist ein Feind der gesellschaftlichen Entwicklung in der DDR.

Die o. g. Organisatoren der Gruppierung führen regelmäßige Beratungen
durch, auf denen sie die gemeinsame Linie ihres Vorgehens sowohl auf inner-
kirchlichem als auch auf außerkirchlichem Gebiet festlegen.

Treffobjekte sind dabei

- die Pfarrei von  H e r o l d  in Halle,

- die Pfarrei von  B r o c k h o f f  in Merseburg,

- die Wochenendhäuser von BROCKHOFF in Neudorf (unter anderem Namen
gemietet), von LANGOS in Leisling Kreis Weißenfels und von HEROLD in
Roßbach

(...)
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Einschätzungen zur Person Herold durch IM als „Meinungsabschöpfer“
und „Informations-Zwischenträger“ zur Staatssicherheit

1. IM „Bernstein“

Hauptmann Baethge, Berlin HA* XX/4, zeichnet in mehreren Nachschriften
die Gespräche mit Prälat Jäger, die er in dessen Wohnung in Magdeburg kon-
spirativ geführt hat, auf. Auszugsweise wird hier die Seite 2 des Treffberichtes
vom 16.01.74, 19-23 Uhr wiedergegeben: Weihbischof Aufderbeck, Erfurt, und
Pfarrer Herold, Halle, betreffend.

*  HA - Haupabteilung

Dokument 33 (BStU, ZA AIM145/88, Teil II, Bl. 37)
Am 29.3.1995 gab mir Dr. Bernd Schäfer schriftlich die nachfolgende Ein-
schätzung der Aktivitäten meines „Hauptanklägers“ im Bischöflichen Amt Mag-
deburg zur Kenntnis. Mit dem Doktoranden an der MLU Halle („Staat und Ka-
tholische Kirche in der SBZ/DDR 1945 bis 1989“) habe ich seit 1993 anläßlich
vieler Besuche einen Gedankenaustausch zu Prälat Jäger, Magdeburg, ge-
führt.

Inhalte der Gespräche:
Kirchliche Personalinterna mit zahlreichen abwertenden Äußerungen und In-
formationsaustausch zu innerkirchlich zu verwendenden Fakten gegen Adolf
Brockhoff und Claus Herold, in geringerem Maße zu Theo Mechtenberg und
Alfons Schäfer.
Über andere Personalia und MfS-Anfragen zur Pastoralsynode o. ä. äußerte
sich Jäger nicht.

Motive der Gespräche:
Gemeinsames Motiv: Ausschaltung des AKH, insbesondere Brockhoffs.
MfS-Motiv: Jäger durch gezielte Informationen zum Vorgehen gegen politisch
mißliebige Personen zu bewegen.
Jäger-Motiv: Interesse an belastenden Informationen zu Brockhoff, Herold und
Schäfer, um innerkirchlich gegen sie vorgehen zu können.

Bewertung:
Für den bis 1972 langjährigen wichtigsten Prälaten nach dem Bischof in jeder
Hinsicht unwürdig. Nach fast jedem Gespräch notiert der MfS-Offizier, daß Jä-
ger dringend darum gebeten habe, daß niemand herausfinden dürfe, daß diese
Gespräche stattfinden. *

2. IMV** „Joppe“

Dieser Prälat im Dessauer Pfarramt - als Kirchenhistoriker Chronist des Erzbi-
schöflichen Kommissariat Magdeburg, dessen mehrbändige Geschichte er
veröffentlicht hat - hatte wegen dieser Arbeit aber auch durch seine Herkunft
aus den gleichen Paderborner Studienjahren beste Kontakte zu Bischof Braun
und Prälat Jäger in Magdeburg. Im Stasi-Jargon wird das nach seiner Wer-
bung so kommentiert: „IM hat unmittelbaren Zugang zur Kirchenleitung auf Li-
nie Katholische Kirche“.
IM „Joppes“ Kommentare und seine vielen Interpretationen zu der Personal-
Geschichte des Magdeburger Klerus waren oft recht eigenwillige Fabulationen.
Sie wurden aber bei der Abschöpfung und Auswertung

* Archiv Claus Herold, Halle/S.
** IMV - Inoffizieller Mitarbeiter, der unmittelbar an der Bearbeitung und Entlarvung im Verdacht

der Feindtätigkeit stehender Personen mitarbeitet
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durch die in dieser Materie nicht sehr kundigen Mitarbeiter des MfS für kom-
petent erachtet, übernommen und weiterverbreitet. Der zweite Teil der nach-
folgenden Information „Joppe“ aus einem seiner Treffberichte wurde zum Bei-
spiel wortwörtlich in den „Auskunftsbericht“ zu meiner Person übernommen.
(Meine Personenbeschreibung als „liberalen“ und „sozialdemokratischen“ Kle-
riker steht in dieser Dokumentation in Kapitel 1 auf den ersten Seiten.) Im Zitat
der Stasi-Aufklärer über meine „negativ-klerikalen“ Zielvorstellungen darf es
natürlich nicht „Luftkirche“ sondern muß „Kultkirche“ heißen.

Dokument 35 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 1, Bl. 157, 158)
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Dokument 36 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 1, Bl. 180)

3. IMF* „Sigrid Aster“

Diese Frau wurde aus dem bei Merseburg gelegenen Chemie-Kombinat Buna
mit Parteiauftrag als Chefsekretärin eines Abteilungsleiters zur Pfarrsekretärin
„umgesetzt“ als der kirchliche Arbeitsplatz gerade frei wurde. Wegen des
kirchlich geringeren Gehaltes wurde ihr vom MfS monatlich „Lohnausgleich“
gezahlt und für die reaktivierte Katholikin auch die Kirchensteuer aus dem MfS-
Fonds erstattet. Da das Merseburger Pfarramt während ihrer Dienstjahre mit
dem Dechanten-Amt in Halle durch Personalunion verbunden war, galt es als
ein „operativer Schwerpunkt“ der Observation. Mit dieser IMF „dazwischen“
brauchte man im Merseburger Pfarramt keine äußeren technischen Maßnah-
men zur Post- oder Telefonkontrolle anwenden. „Sigrid Aster“ konnte in perso-
na über das Pfarrhaus hinaus alle Pfarrer und Vikare im Dekanat Halle „ab-
schöpfen“. Von den ihr als Sekretärin diktierten Dienst- und Privatbriefen
brachte sie noch am gleichen Abend eine Durchschrift der Stasi zur Kenntnis.
In Fällen des Versandes von Rundbriefen bzw. des Empfanges solcher durch
ihr Pfarrbüro lieferte sie die Absender- oder Anschriften-Listen an „die Firma“,
die aus gutem Grund ihr Gehalt aufbesserte. Mit dem privat bedingten Umzug
von Merseburg nach Halle wurde die IM von der Kreisdienststelle Merseburg
an die Bezirksverwaltung Halle überstellt und schwerpunktmäßig auf den Akti-
onskreis Halle (AKH), d. h. konkret auf mich als guten Bekannten, zur näheren
Beobachtung mit dem Zweck der „Zersetzung“ angesetzt.

Maßnahmeplan vom 15.5.1978:

2.1.3. Der Einsatz des IMV „Sigrid Aster“ ist verstärkt darauf auszurichten, In-
formationen, die als Ansatzpunkt für differenzierte Maßnahmen der Zersetzung
gegen Herold geeignet sind, zu erarbeiten.

Besonders hinsichtlich:
- Einstellung und Haltung Herolds zu BISCHOF BRAUN
- Verletzung von Dogmen der kath. Kirche  **

* IMF - Inoffizieller Mitarbeiter der inneren Abwehr mit Feindverbindungen zum Operationsge-
biet (BRD)

** BStU, Ast. Halle, AOP 1795/86, Band 1, Bl. 180 Auszug
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Dokument 37 (BStU, Ast. Halle, IM "Sigrid Aster", AIM 2885/88, Teil II, Bl. 19) Dokument 38 (BStU, Ast. Halle, IM "Sigrid Aster", AIM 2885/88, Teil II, Band 4,
Bl. 146, 147)
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4. IM „Dr. Herzog“

Aus einem anderen Maßnahmeplan des MfS/BV Halle kann ich den im Großen
und Ganzen bis in die letzten Tage des DDR-Regimes „erfolgreich tätigen Spi-
on“ vorstellen, wie er in mehreren kirchlichen Gruppierungen, als Professor an
der MLU, in seinem Pfarrgemeinderat, im Vorstand der Berliner Konferenz Eu-
ropäischer Katholiken und nicht zuletzt als Mitglied des Zentralvorstandes der
(Ost-)CDU eingesetzt war. Seine Aktenordner zu sichten, verlangt viel Zeit und
Geduld vom Leser für oft unglaubliche Erbärmlichkeiten.
Zum Schaden des AKH, in dessen Sprecherkreis er durch andere IM in unse-
rer Gruppe „eingeschleust“ werden wollte, verfaßte er im Auftrag des MfS z. B.
„fingierte Dokumente“. Die von ihm geschriebenen originalgetreuen Rundbriefe
verschickte die Stasi unter unserem Absender und mit unserer Adreßliste als
Postwurfsendung zur Verunsicherung und Diffamierung im Klerus. Was meine
Person und Position angeht, so schickte ihn das Team seiner Führungsoffizie-
re zu mir zu „Nikodemus-Gesprächen“, die man auf Seiten der Stasi als „in-
szenierte Offenbarungen“ bezeichnete. Dazu ein Gesprächsbeispiel im Zu-
sammenhang mit meiner „ausgesetzten Promotion“.
Für viele solcher schäbigen Leistungen wurde der Professor vom MfS mit an-
sehnlichen Geldprämien belohnt und mit Orden und Ehrenzeichen der Natio-
nalen Front und des MfS dekoriert. Auch dieser IM hat sich nach der Wende
nicht entschuldigt oder aus der ersten Reihe der kirchlichen Gruppen zurück-
gezogen. Diese neue Unverschämtheit veranlaßte andere Katholiken, stumm
und verbittert wegzubleiben. Mittlerweile ist das Wunden-Lecken vorbei und
unser Ärgernis benennt man in den gebliebenen Seilschaften als Unruhestifte-
rei.

Maßnahmeplan zu einer operativen Kombination

Dokument 39 (BStU, Ast. Halle, OV "Akademica", AOP 3795/86, Band 4, Bl. 178,
179)
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Dokument 40 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Bl. 148, 149)
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Dokument 41 (BStU, IM "Dr. Herzog", Reg.-Nr. VIII/1423/71, Band 1,
Bl. 302, 303)
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5.  IMB „...“

Im Maßnahmeplan vom 15.5.78 wird speziell unter Punkt 2.1.4 für die Heilig-
Kreuz-Gemeinde als „operativ-brisanten Schwerpunkt“ der katholischen Kirche
in Halle ein/e MfS- Kontaktmann/frau gesucht:

2.1.4 Zur Erarbeitung operativ auswertbarer Informationen über das Wirken
des Herold in der kath. Kirchengemeinde „Heilig Kreuz“ in Halle sowie
zur weiteren Aufklärung des Persönlichkeitsbildes ist eine geeignete
Person unter den Mitgliedern dieser Kirchengemeinde zu kontaktieren
und langfristig in die konspirative Tätigkeit des MfS einzubeziehen.

Termin: 20.05.1978 verantw.: Hptm. Schulze  *

In den 60er und 70er Jahren war ein junger Mann, IM „Michael Borde“, von der
Stasi mit Fotoapparat, tragbarem Tonbandgerät und Mikrofon in der Aktenta-
sche bei uns aktiv als Spitzel eingesetzt. Sein Auftreten und die veränderte Art
seines Christ-Seins in der Gemeinde führten mich als seinen Pfarrer sehr bald
zu seiner Enttarnung und Entlassung aus den Gemeindegruppen. Die Stasi
vermittelte ihm einen Studienplatz an der „Burg“, der Hochschule für Design
und Formgestaltung. Seine offenkundige Minderbegabung und fehlende Eig-
nung für den vermittelten Studienplatz, aber nicht zuletzt schwere moralische
Defekte ließen den IM-Studenten auch in der KSG** enttarnt und „exkommuni-
ziert“ werden.

Auf „Michael Bordes“ leeren Platz in der Pfarrgemeinde und den anderen
kirchlichen Gruppierungen kam durch Zuzug von außerhalb ein tatsächlich en-
gagierter, fähiger und durch besondere Kommunikationsfähigkeit mit Sach-
kompetenz geworbener IMB***. Die Liste seiner positiven Zusammenarbeit ist
bis heute so zahlreich und in die Gemeindechronik eingegangen, daß ebenso
viele unerklärbare Enttäuschungen und Verwundungen meine Freundschaft
und Dankbarkeit gegenüber diesem Mit-Christen nicht verdrängen.

Der Deckname in diesem und den folgenden Dokumenten wurde geschwärzt,
damit gerade verheilte Wunden und Narben nicht unnötig aufgerissen werden.
Ich erwähne diesen IM als einen eigenen „Typ“ in meiner Biografie. Auch hier
möchte ich gern differenzieren, aber nicht Neugier und Sensationslust befriedi-
gen.

* BStU, Ast. Halle, AOP 1795/86, Bl. 180 Auszug

** KSG - Katholische Studentengemeinde

*** IMB - Inoffizieller Mitarbeiter mit Feindberührung
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Dokument 42 (BStU, Ast. Halle, IM "XXX", Reg.-Nr. VIII/120/83, Band 1, Bl.
380, 381)
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Dokument 43 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 7, Bl. 286-288)
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Dokument 44 (BStU, Ast. Halle, Reg.-Nr. VIII/120/83, Teil II, Band 2, Bl. 205)

Kapitel 8
Neuerfassung im OV „Akademica“

Nach Akteneinsicht in die verschiedenen OV, in denen ich vom MfS bearbeitet
wurde, habe ich den gewiß unvollständigen Versuch unternommen, die haupt-
amtlichen Mitarbeiter auf Kreis- und Bezirksebene und die sich mit mir befas-
senden Offiziere der Hauptabteilung in Berlin aufzulisten. Ihre Namen las ich in
Sachstandsberichten, Informations-Schreiben, Dokumentationen, Maßnahme-
plänen und Vollzugsmeldungen.
Vor einem Treffen mit und der Auftragserteilung an die IM, die wiederum mich
kontaktierten, gab es in der Einsatzleitung der Stasi-Offiziere das planende
Vorbereitungsgespräch und nach Vorlage des Ausführungsprotokolls über den
sogenannten Treffbericht oder die jeweilige operative Aktion eine gemeinsame
Auswertung („Manöver-Kritik“) mit Erarbeitung der nächsten Maßnahmen.

Die Liste der hauptamtlichen MfS-
Mitarbeiter/innen enthält deren
Klarnamen. Die Rangtitel haben
sich in regelmäßigen Abständen
durch Beförderungen geändert.
Bei meinen Angaben nenne den
zum jeweiligen Zeitpunkt meiner
Bearbeitung geführten Titel.
Die IM erwähne ich bei ihren
Deck-Namen. Bis auf zwei habe
ich aus den Sachzusammenhän-
gen ihre Identität schnell heraus-
gefunden. Zwei von ihnen haben
sich mir gegenüber vor der Wen-
de dekonspiriert. Von den zwölf
katholischen Geistlichen haben
ebenfalls zwei vor der Wende ihre
Zusammenarbeit mit dem MfS
aufgekündigt. Alle anderen waren
nach den Protokollen der Treffbe-
richte (letzte Eintragung im No-
vember 1989) konspirativ tätig.
Bei Selbstauflösung des MfS und
Übernahme des Personals und
der Akten in das AfNS* wurden
viele der Akten, speziell der Kir-
chenbeauftragten, vor dem Archi-
vieren gelöscht.Dokument 45 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86,

Band 2, Bl. 9)
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Zu der gleichen Zeit, im Winter '89, begegnete ich in einigen Fällen am Run-
den Tisch des Bezirkes Halle auch MfS-Führungsoffizieren, die mich viele Jah-
re operativ bearbeitet haben. Damals wußte ich von ihrer Tätigkeit im Verbor-
genen nichts. Erste Akteneinsicht bekam ich am 4. Oktober 1990 und dann
umfassend 1993. Auch die IM, unter ihnen unsere Mitbrüder, schwiegen sich,
solange sie es konnten, aus. Im Hallenser Klerus enttarnte die „Bild-Zeitung“
mit ihren Veröffentlichungen im Sommer 1991 die „falschen“ Brüder und
Schwestern.
Inzwischen hat sich das Verhältnis der einen zu den anderen Priestern norma-
lisiert. Freilich mit Unterschieden: Da nicht, wo keine Schuld zugegeben und
Vergebung nicht erbeten wurde.
Von den IM aus unseren Gemeinden, bzw. von den für sie Verantwortung tra-
genden Kirchenvorständen und Pfarrgemeinderäten, hat von sich aus, (ausge-
nommen die zwei oben Erwähnten) keiner Klärung gesucht.
Liste der hauptamtlichen MfS-Mitarbeiter (in der Reihenfolge meiner OPK, des
ZOV “Schleuse“, des OV „Tabernakel“ und des OV „Akademica“):
Oberleutnant Schulze BV Halle
Oberstleutnant Gröger BV Halle
Major Jonak BV Halle
Leutnant Weiße BV Halle
Major Mikosch BV Halle
Major Pohle BV Halle
Hauptmann Romanowski BV Halle
Hauptmann Kownatzki BV Halle
Oberstleutnant Wolff BV Halle
Unterleutnant Hüniger BV Halle
Oberleutnant Sroda BV Halle
Leutnant Matthai BV Halle
Feldwebel Heinrich BV Halle
Unteroffizier Noack BV Halle
Major Böttcher BV Leipzig
Oberst Dr. Schmidt BdVP Halle
Oberstleutnant Schmidt KD Halle
Major Bethge HA XX/4/II
Hauptmann Wegener HA XX/4/II
Oberstleutnant Sprotte HA XX/4/II
Major Konrad BV Leipzig
Major Kunze KD Leipzig
Major Teichert KD Querfurt
Major Nebelung KD Bernburg
Oberstleutnant Wiegand HA XX/4
Oberstleutnant Schöppe BV Halle
Generalmajor Kienberg HA XX/4
Oberst Voßwinkel KD Halle

Liste der IM, die mich bearbeiteten (sortiert nach Gruppen):

IM „Otto Berliner Prälat
IM „...“ Berliner Prälat
IM „...“ Berliner Prälat
IM „Bernstein“ Magdeburger Prälat
IM „Theodor“ Magdeburger Prälat
IM „Joppe“ Dessauer Priester
IM „Gustav“ Hallenser Priester
IM „Pionier“ Hallenser Priester
IM „Hermann“ Hallenser Priester
IM „Gregor Finzenz“ Hallenser Priester
IM „Eisen“ Hallenser Priester
IM „Egbert“ laiisierter Priester
IM „Notnagel“ Pfarrei Heilig Kreuz
IM „Peter“ Pfarrei Heilig Kreuz
IM „Michael Borde“ Pfarrei Heilig Kreuz
IM „Rechner“ Pfarrei Heilig Kreuz
IMF „Sigrid Aster“ Pfarrei Heilig Kreuz
IM „Siegfried Weiß“ Pfarrei Heilig Kreuz
IM „Paulsen“ AKH
IM „Dr. Herzog“ AKH
IM „Budgereit“ AKH-Sprecherkreis
IM „Helmut“ AKH-Sprecherkreis
IM „Clemens“ AKH
IM „Stern“ Pastoral-Synode
IM „Lothar Schulz“ Rat der Stadt Halle
IM „Karsten“ Rat des Bezirkes Halle
IM „Oswald“ CDU Halle
IM „...“ CDU Halle
IM „...“ CDU Halle
IME* „Fred Lange“ „Stützpunkt Paradies“ Halle
IM „Kranich“ Leipzig
IM „Otto Helmut“ Bernburg
IM „Günther“ Magdeburg

*  IME - Experten-IM
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1. Maßnahmeplan zum OV "Akademica" vom 21.7.1975

Dokument 46 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 1, Bl. 23-25)
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2. Operativplan zur Durchführung einer Beobachtung vom 21.7.1975

Dokument 47 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 1, Bl. 208)
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Dokument 48 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 137, 143)

Anm.: Maßnahme 26A - Telefonüberwachung

Maßname M - Postkontrolle

PZF - Postzollfahndung (Paketkontrolle)
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5. Telefon-Abhörmaßnahme "A": Abschrift eines Tonbandmitschnitts
vom 3.11.1982

Dokument 49 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 5, Bl. 112)

6. Paket-Kontrolle: Protokoll vom 27.4.1981

Dokument 50 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 1, Bl. 124, 127)
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7. Schriftenüberprüfung zu Herold, Claus

Dokument 51 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 161)

8. Personenüberprüfung "F 10" zu Herold, Claus vom 4.5.1976

Dokument 52 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 121)
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9. Erfassungsangaben-Formular zur Information über Treffen mit Fahn-
dungsobjekten

Dokument 53 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 3, Bl. 14, 16 Auszüge)

Kapitel 9

Einstellung meines Promotionsverfahrens

1. Eröffnung des Promotionsverfahrens

Dokument 54 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

2. Bericht über die verfügte Aussetzung des Promotionsverfahrens, bzw.
Verteidigung meiner bei der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Sektion Theologie, eingereichten Dissertation

Der am 10.1.1978 neu in sein Amt eingeführte Sektionsdirektor, Herr Professor
Dr. Wallis und mein „Doktor-Vater“, Herr Professor Dr. Winkler, baten mich am
11.1.1978, 11 Uhr zu einer Unterredung in das Amtszimmer des Direktors der
Sektion für Theologie. Dort teilten sie mir die ihnen am Vortage von Sr. Magni-
fizenz im Rektorat empfohlene „Aussetzung“ meines Promotionsverfahrens mit.
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Als Begründung für die überraschende Verfügung hatte der Rektor der MLU,
Herr Professor Dr. Bergner, aus einem auf seinem Schreibtisch liegenden
Dossier nachstehende gegen mich als Doktoranden erhobene Vorbehalte an-
gegeben.

1. Mitgliedschaft, „geistige Vaterschaft“, „Führungsposition“ in einer „außerhalb
der kirchlichen Legalität stehenden Gruppe - Aktionskreis Halle“, die sich
durch Publikationen „antisozialistisch“ und „antikommunistisch“ betätigt, in
die „Diskussion um die „Menschenrechte“ eingemischt und eine „Charta“,
verfaßt habe, bzw. verfassen wolle.

2. „Moralischer Beistand zur Republikflucht“ der Dr. Bartusch und Dr. Schülke,
sowie Unterstützung bei Ausreiseantragstellern. Auch dazu wurden von Sr.
Magnifizenz zwei Namen vorgelesen. Jedoch konnten die beiden o. g. Her-
ren sich nur noch an einen erinnern: Vogel.

Im Anschluß an die vertraulich nicht nur an mich weitergegebene sondern
auch innerhalb der Fakultät bekannt gewordene Mitteilung von der Verfügung
auf einstweilige Aussetzung des Abschlusses meines Promotionsverfahrens,
habe ich spontan versucht, die Unwahrhaftigkeit und Haltlosigkeit der beiden
von „maßgeblicher Seite“ bei Magnifizenz gegen mich vorgetragenen Beschul-
digungen zu beweisen.

Der Herr Sektionsdirektor hatte noch vor Bekanntwerden der Hinderungsgrün-
de beim Herrn Rektor der Universität schriftlich seine Bedenken gegen die Sis-
tierung einer rite eröffneten Promotion zu solch spätem Zeitpunkt dargelegt.

Im Gespräch am 11.1. berichteten beide Herren Professoren davon und daß
sie sich dann bei Sr. Magnifizenz nochmals mündlich - auch unter Hinweis auf
das doch von mir vorgelegte tadellose polizeiliche Führungszeugnis und er-
brachte „Zeugnis über den Nachweis vertiefter Kenntnisse im Fach Marxismus-
Leninismus“ - für den Abschluß meines Verfahrens eingesetzt hätten. Da Se.
Magnifizenz sich aber außer Stande gesehen habe, auf ihre Vorstellungen ein-
zugehen, („als Rektor der Universität könne er für einen Bürger wie mich keine
Urkunde unterzeichnen“,) wurde mir geraten, nun meinerseits eine Eingabe zu
verfassen.

Halle/Saale, den 12. Januar 1978
gez. Claus Herold, Pfarrer  *

*  Archiv Claus Herold, Halle/S., Tagebucheintragung

3. Eingabe an den Rektor der Martin-Luther-Universität

Dokument 55 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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4. Antwort des Rektors der Martin-Luther-Universität

Dokument 56 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

5. Bericht an den Dekan der Fakultät

den 2. April 1978
Sr. Spektabilität
dem Dekan der Theologischen Fakultät
der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg
Herrn Professor Dr. Dr. Gerhard Wallis
402 Halle/Saale
Universitätsplatz 8/9

Aussprache über meine Eingabe vom 14.1.1978 wegen der Entscheidung über
die zeitweilige Aussetzung der Verteidigung meiner Dissertation

Spektabilität!

In Bearbeitung meiner Eingabe vom 14.1.1978 mit dem Antrag auf Weiterfüh-
rung meines am 2.12.1977 eröffneten Promotionsverfahrens fand am
29.3.1978 mit Herrn Prorektor Professor Dr. sc. phil. Schuh in seinem Amts-
zimmer eine Aussprache statt. An diesem Gespräch nahmen außerdem Herr
Sektionsdirektor Professor Dr. Dr. Wallis, der Persönliche Referent des Herrn
Prorektors, Herr Dr. Kranz, und der Unterzeichnete teil. Wesentlicher Inhalt der
Unterredung waren ergänzende Fragen zu dem von mir schriftlich eingereich-
ten Lebenslauf, die sich insbesondere auf meine Haltung zu unserem sozialis-
tischen Staat bezogen. Abschließend wurde ich aufgefordert, Ihnen, Herr Sek-
tionsdirektor, eine kurze Zusammenfassung meiner Ausführungen schriftlich
nachzureichen.

In meiner 24jährigen Tätigkeit als katholischer Amtsträger habe ich in wach-
sendem Maße das zu erkennen und zu praktizieren versucht, was Herr Bischof
D. Dr. Schönherr anläßlich der Begegnung mit dem Generalsekretär des ZK
der SED und Vorsitzenden des Staatsrates der DDR, Erich Honecker, am
6.3.1978 so umrissen hat, daß Kirche in der DDR als „Kirche im Sozialismus“
zu sehen ist, „die dem christlichen Bürger und der einzelnen Gemeinde hilft,
daß sie einen Weg in der sozialistischen Gesellschaft in der Freiheit und Bin-
dung das Glaubens finden und bemüht sind, das Beste für alle und für das
Ganze zu suchen“.

Diesen Verstehenshorizont markieren in meinem Lebenslauf zwei Eckdaten:

1. Auf Grund meiner persönlichen Entscheidung bin ich im Frühjahr 1952 aus
der BRD in die DDR übergesiedelt, um die seelsorgerliche Tätigkeit in einer
der bis dahin kirchlich nur provisorisch betreuten, aber nicht beheimateten
Umsiedlergemeinden zu übernehmen.
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2. Auch meine 1972 begonnene und 1977 vorgelegte Dissertation verfolgte
reflektorisch die Absicht, aus den Erfahrungen ferner und jüngster kirchli-
cher Vergangenheit in diesem Lande zu einem Verständnis von Kirche im
Sozialismus unter dem besonderen Aspekt des Nebeneinanders der ver-
schiedenen christlichen Konfessionen in einer sie verbindenden Oekumene
beizutragen. Aus dieser Absicht habe ich meine wissenschaftliche Arbeit
bewußt an der Theologischen Fakultät der Universität meiner Geburtsstadt
eingereicht und habe die mir angebotene Möglichkeit der Promotion an ei-
ner ausländischen Universität bzw. am Philosophisch-Theologischen Studi-
um in Erfurt nicht wahrgenommen.

Alle in dem o. g. Gespräch aufgeführten Beispiele sollten dem Ziel dienen,
meine christliche Grundeinstellung und mein staatsbürgerliches Verhalten in
ihrer wechselseitigen Bedingtheit zu verdeutlichen.

In der Hoffnung, daß mit der Unterredung vom 29.3.1978 und mit dieser mei-
ner Erklärung die zusätzlich gewünschten Voraussetzungen erfüllt wurden und
nunmehr endgültig von Ihnen der Termin für die Verteidigung meiner Disserta-
tion festgelegt werden kann

verbleibe ich Ihr ergebener
Herold

6. Schreiben des Stadtkreisverbandes der CDU

Dokument 57 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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7. Maßnahmeplan vom 30.5.1978

HEROLD, Claus

2.1.1 Durch enges Zusammenwirken mit dem Ref. XX/3 ist zu gewährleisten,
daß durch die MLU Halle die Entscheidung zur Einstellung des Promoti-
onsverfahrens des H. aufrecht erhalten und als endgültige Entscheidung
dokumentiert wird.

Termin:  30.05.1978 verantw-: Hptm. Schulze
Hptm. Wertke  *

8. Bischof Braun zu Pfarrer Herold beim Abendessen in „St. Sebastian“

(Veranstaltung zu 100 Jahre Propstei Magdeburg. Nach dem Essen im Wes-
kamm-Haus am 15.10.1978)

- „Was kann ich denn noch für dich tun?

Von Berlin ist nichts dagegen unternommen worden! Auch von Paderborn
gewiß nicht (Es könnte da ja evtl. Post mitgelesen sein - was aber nicht zu
beweisen ist.)

Wenn von staatlichen Stellen gegen dich oder die Sache Bedenken be-
stünden, dann hätte man das doch einmal in unseren Gesprächen erwäh-
nen müssen. Da gab es keine Einwände!

Wer kann dann etwas dagegen haben?

Was willst du jetzt unternehmen?
Du mußt alles an Ort und Stelle selbst in die Hand nehmen: Beschwerde-
weg, Staatsratseingabe“  **

* BStU, Ast. Halle, AOP 3795/96 Auszug

** Archiv Claus Herold, Halle/S.

9. Die Bezirksleitung der SED erfindet eine neue Strategie

Dokument 58 (Landesarchiv Merseburg, Bestand SED-Bezirksleitung Halle,
IV/D-2/3/, Nr. 229, Bl. 58)
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10. Die Staatssicherheit schwenkt um

Dokument 59 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 37, 38 Auszüge)
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11. Bestätigung der Absprachen der BV Halle bei der HA Berlin XX/4

Dokument 60 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 5, Bl. 58, 59)

12. Einladung der MLU Halle-Wittenberg zur öffentlichen Verteidigung
meiner Dissertation und zur Überreichung der Promotionsurkunde

Dokument 61 (Archiv
Claus Herold, Halle/S.)
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Dokument 62 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Kapitel 10

Eine Fotomontage als „gezielte Zersetzungsmaßnahme“
Nach Mißlingen der kombinierten, operativen Maßnahme des MfS zur „Ausset-
zung und Verhinderung“ meiner Promotion an der Theologischen Fakultät der
MLU Halle kam das um meine „Liquidierung“ im Sprecherkreis des AKH und
als deren Voraussetzung meine Entfernung aus dem Hallenser Pfarramt und
Pfarrhaus bemühte MfS auf eine nicht neue, aber immer mit Erfolg erreichte,
Zersetzungsmaßnahme.

In der Richtlinie 1/76 zur „Entwicklung und Bearbeitung Operativer Vorgänge
(OV)“ hatte Generaloberst Mielke unter 2.6.2 der „geheimen Verschlußsache“
formuliert:

2.6.2. Formen, Mittel und Methoden der Zersetzung

Bewährte anzuwendende Formen der Zersetzung sind:

- systematische Diskreditierung des öffentlichen Rufes, des Ansehens und
des Prestiges auf der Grundlage miteinander verbundener wahrer, überprüf-
barer und diskreditierender sowie unwahrer, glaubhafter, nicht widerlegbarer
und damit ebenfalls diskreditierender Angaben;

- systematische Organisierung beruflicher und gesellschaftlicher Mißerfolge
zur Untergrabung des Selbstvertrauens einzelner Personen;

- zielstrebige Untergrabung von Überzeugungen im Zusammenhang mit be-
stimmten Idealen, Vorbildern usw. und die Erzeugung von Zweifeln an der
eigenen Perspektive;

- Erzeugung von Mißtrauen und gegenseitigen Verdächtigungen innerhalb von
Gruppen, Gruppierungen und Organisationen; (...)

Bewährte Mittel und Methoden der Zersetzung sind: (...)

- die Verwendung anonymer oder pseudonymer Briefe, Telegramme, Telefon-
anrufe usw.; kompromittierender Fotos, z.B. von stattgefundenen oder vor-
getäuschten Begegnungen;

- die gezielte Verbreitung von Gerüchten über bestimmte Personen einer
Gruppe, Gruppierung oder Organisation; (...)

Diese Mittel und Methoden sind (...) schöpferisch und differenziert anzuwen-
den, auszubauen und weiterzuentwickeln. (...)  *

* Bürgerkomitee Sachsen-Anhalt: "Richtlinie Nr. 1/76 zur Entwicklung und Bearbeitung Operativer
Vorgänge (OV)"
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Was noch im Falle des Merseburger Pfarrers Adolf Brockhoff zu dem vom MfS
gewünschten Ergebnis geführt hatte, durch Foto-Serien und Gerüchte-
Bildungen in der Gemeinde seinen Zölibatsbruch beim Bischof zu denunzieren,
sollte jetzt in meinem Falle wiederholt werden.

Hier genügt, meine ich, auszugsweise die entsprechende Dokumentation aus
meiner Akte.

Dem Blatt 287 sind in der Akte beigefügt Original-Fotos eines Filmes, der in
unserer Gemeinde anläßlich einer Faschingsfeier von einem IM („Notnagel“)
aufgenommen wurde. Die Stasi verwendete von diesem Film etwa ein Dutzend
Fotos, auf denen der Pfarrer und Frauen der Gemeinde zu sehen waren und
„montierte“ anrüchige Situationen. Auf S. 131 kann der Leser zwei der plum-
pen Collagen mit Pin-up-Girls vergleichen.

Dokument 63 (BStU, Ast. Halle, AOP 3795/86, Band 2, Bl. 285-287 Auszüge)
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Abschließende Bemerkungen zur „Reaktion“ auf die Verbreitung und Wirkung
dieser Postwurfsendung: Erste Adressaten der Fotocollagen waren mein vor-
gesetzter „Dienstherr“ Bischof Braun und sein Generalvikar Weihbischof
Hubrich in Magdeburg. Bischof Braun hat den „anonymen Brief“ mit den de-
nunzierenden Fotos nach Kenntnisnahme zerrissen und in den Papierkorb ge-
worfen.

Da ich zur fraglichen Zeit in Halle stationär in der 1. Medizinischen Klinik der
MLU auf eine By-paß-Operation vorbereitet wurde, sah Johannes Braun sich
veranlaßt, mich am folgenden Tag, an dem auch ich an meine Wohnadresse
in die Gütchenstraße das Pamphlet erhalten hatte, zu besuchen. Er seinerseits
erwähnte mit keinem Wort diesen „Schuß unter die Gürtellinie“. Auch General-
vikar Theo Hubrich sprach nie mit mir über die Brief-Affaire.

Daß Bischof Braun die Stasi-Post vernichtet hat, darüber äußerte er sich ge-
genüber IM „Gustav“, dem damaligen Propst von Halle und bischöflichen Ge-
sprächsbeauftragten zum MfS-Bezirk Halle und ließ die Empörung und seinen
Verdacht, wer hinter solchen Machenschaften stünde, überbringen. IM „Gus-
tav“ hat diese Reaktion der Magdeburger Kirchenleitung seinem damaligen
Führungsoffizier Kownatzki ausgerichtet. Der Dekanats-Klerus von Halle hat
mir gegenüber weder hörbar, noch sichtbar reagiert; möglicherweise bedingt
durch meinen wochenlangen Aufenthalt in der Klinik. Aus der Gemeinde kam
keine einzige Stellungnahme. Vielleicht aus ähnlichen Gründen.

Da unser Telefon abgehört wurde, - Maßnahme A - habe ich später auf dieser
Leitung wie üblich auch mit meinem Vorgänger, Friedhelm Wortmann in Es-
sen, diese ärgerliche Angelegenheit besprochen. Seine und meine „Reaktio-
nen“ ließen wir auf diese Weise „Firma Horch und Guck“ auf dem direkten
Wege wissen.

Dokumente 64-67 - links: Originalfotos von Gemeinde-Fastnacht 1978 in
Heilig Kreuz (Quelle: BStU, AIM 109/77 "Not-
nagel", II, Band 1)

- rechts: Collagen (Quelle: BStU, Ast. Halle, AOP
3795/86, Band 1, Bl. 289, 290)
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Kapitel 11

Gottesdienst „Fasten für den Frieden“ mit dem Hallenser
Frauenkreis

1. Brief über den katholisch-kirchlich unerwünschten Frauenkreis

Dokument 68 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

2. Der Fastenbrief und die Einladung zum Fastengottesdienst

Halle, im Dezember 1983
F A S T E N B R I E F
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

Voller Betroffenheit haben wir das Ergebnis der Bundestagsdebatte zur Rake-
tenstationierung zur Kenntnis genommen. Wenig später wurden die Verhand-
lungen in Genf abgebrochen. Erste Teile von Pershing II und Cruise Missiles
sind inzwischen in Europa eingetroffen. Juri Andropow hat in seiner Erwide-
rung keinen Zweifel daran gelassen, daß die Stationierung von atomaren Kurz-
streckenraketen in unserem Land und auf dem Boden der CSSR nunmehr be-
schleunigt wird.

Die Regierungen haben noch immer nicht begriffen, daß eine Erhöhung des
ohnehin unvorstellbar großen Atomwaffenpotentials uns der Selbstzerstörung
unweigerlich näher bringen muß. Ost und West zusammen haben schon jetzt
die Möglichkeit, 1,6 millionenmal Hiroshima zu fabrizieren.

Wir haben das Vertrauen in die „politische Vernunft“ verloren. Enttäuschung
und Resignation ergreift uns angesichts der wahnwitzigen Idee, mit noch mehr
Waffen Frieden erhalten zu wollen. Es ist bedrückend, daß gegen den Willen
von Millionen von Menschen unser Leben und das Leben unserer Kinder
leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird.

Wir fragen uns, wie wir in unserem Friedenszeugnis glaubwürdig bleiben kön-
nen.

Wir hungern nach Abrüstung - dieser Hunger ist nicht gestillt.

Am 6. August haben wir gemeinsam für das Leben gefastet. Dabei haben wir
eine Gemeinschaft erfahren, die Frieden praktizierte, und die offen war, neue
Wege der Verständigung zu lernen. Das hat uns ermutigt, erneut zum Fasten
aufzurufen.

Der zeitweilige Verzicht auf Nahrung hat uns den Zusammenhang von Militari-
sierung und Hunger in der Welt noch bewußter gemacht. Während wir uns ü-
berlegen, welchen Braten wir zu Weihnachten „in die Pfanne hauen“, verhun-
gert alle zwei Sekunden ein Kind. Dabei werden täglich nahezu zwei Milliarden
(2 000 000 000) US-Dollar in aller Welt für die Rüstung ausgegeben.

Im Juni tagte in Belgrad UNCTAD VI (United Nations Conference on Trade
and Development), das maßgebliche Forum für den wirtschaftlichen Nord-Süd-
Dialog. 127 Länder der „Dritten Welt“ kamen mit großen Erwartungen zu dieser
Konferenz. Es sollte unter anderem ein Abkommen über die Stabilisierung von
Rohstoffpreisen abgeschlossen werden, das den Entwicklungsländern ge-
rechte Einnahmen für ihre Rohstoffexporte gebracht hätte. Zudem hofften die
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ärmsten Länder der Welt auf eine Steigerung der Entwicklungshilfe durch die
Industrieländer. Schon lange hatte UNCTAD 0,7 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts eines Industrielandes als Zielgröße für die öffentliche Entwicklungshilfe
vorgeschlagen. Aber in keinem Punkt wurde in Belgrad Einigung erzielt.

Die USA und die sozialistische Staatengemeinschaft weigerten sich, dem ge-
planten Rohstoffabkommen beizutreten.

Von den reichen Nationen der Erde leisten augenblicklich nur Niederlande,
Norwegen, Schweden und Dänemark Entwicklungshilfe in Höhe der angege-
benen Zielgröße von 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts!

Neuseeland, die USA und die sozialistische Staatengemeinschaft lehnen das
0,7 - Prozentziel ab.

Das Geld, das den armen Ländern vorenthalten wird, braucht man, um sich
gegenseitig zu bedrohen - im Dienst des Friedens!

W i e  k a n n  F r i e d e n  s e i n ,   o h n e  G e r e c h t i g k e i t ?

Wenn wir  f a s t e n, weil wir vor der nuklearen Katastrophe Angst haben, so
wollen wir diesen Zusammenhang auch symbolisch deutlich machen.

„Für Gläubige ist das Fasten ein Weg zu Gott. Für diejenigen, die durch mora-
lische und ethische Prinzipien bewegt sind, ist das Fasten eine sehr tiefe Art,
ihre Überzeugungen auszusprechen. Für uns ist das Fasten ein Ausdruck un-
serer totalen Machtlosigkeit, wodurch die Macht des Geistes freigesetzt wird.
Deshalb muß das Fasten im Geist der Wahrheit geschehen und muß selbstlo-
se Aufgabe sein. Unser Fasten ist ein Gebet, ein Schrei für die Kinder, um die
Heiligkeit des Lebens zu bekräftigen.“

Wir rufen Euch auf, am 17. Dezember den ganzen Tag zu fasten. Jeder kann
es zunächst für sich allein zu Hause tun. Am Abend wollen wir dann von 20.00
Uhr bis 24.00 Uhr in der

H e i l i g - K r e u z - K i r c h e, Güchenstraße 21

gemeinsam fasten.

(Es versteht sich sicher von selbst, daß zum Fasten Zigaretten und Alkohol
nicht passen.)

In der Hoffnung, daß das Fasten uns in der Liebe zueinander und unserer be-
drohten Welt näher bringt, grüßen wir Euch herzlich

Frauen für den Frieden
(Christlicher Arbeitskreis Halle)

(Nur f. kirchl. Gebr. 245-16/2-91283-1000)  *

*  Archiv Claus Herold, Halle/S.

3. Die Ordnungsstrafverfügung

Dokument 69 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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4. Der Widerspruch durch den zuständigen Pfarrer von Heilig-Kreuz

10.3.1984

An das VPKA Saalkreis
Dreyhauptstr. 2
4020 Halle

Betr.: Ordnungsstrafverfügung 329/01032 vom 5.3.1984
gegen Frau Luise Kinzel, 4101 Brachstedt, Am Westergarten 5

Bezug: „ Sie haben am 17.12.1983 eine Ordnungswidrigkeit begangen, indem
Sie in der Zeit von 20.00 bis 24.00 Uhr in Halle/S., Gütchenstraße 21, die Tä-
tigkeit einer nicht staatlich anerkannten Vereinigung unterstützten bzw. organi-
sierten.“
Die Ärztin Frau Luise Kinzel (wie auch die evgl. Theologiestudentin Frau Gün-
ter, Halle, aufgrund der Ordnungsstrafverfügung durch das VPKA Halle) haben
mich als den für den o. g. Fasten-Gottesdienst in der Heilig-Kreuz-Kirche zu-
ständigen Pfarrer von Ihrem Bescheid in Kenntnis gesetzt.
Ich habe Ihre Verfügung unserem Bischof in Magdeburg bzw. seines General-
vikar, Weihbischof Theodor Hubrich, zur Information weitergereicht.
Das Bischöfliche Amt Magdeburg hat mich daraufhin zu nachstehender Rich-
tigstellung veranlaßt.
1. Der Ihrer Ordnungsstrafverfügung unterstellte Sachverhalt „Tätigkeit einer

nicht staatlich anerkannten Vereinigung“ wird von unserer Seite als nicht
gegeben angesehen.
§ 24, Absatz 3 der von Ihnen zitierten VO.
Am Ende eines adventlichen Fasttages sollten am 17.12.1983 von 20.00
bis 23.30 Uhr in unserer Pfarr-k i r c h e   G o t t e s d i e n s t - Gebetsstun-
den gehalten werden.

2. Zu einem Fasten den ganzen Tag über und zum abschließenden Abend-
gottendienst wurde durch einen in allen evangelischen, auch katholischen
Gemeinden veröffentlichten Brief eingeladen.
Diese für innerkirchlichen Gebrauch bestimmte Vermeldung (245-16/2-
91283-1000) wurde, wie Ihnen bekannt ist, im Büro der evgl. Superinten-
dantur Halle vervielfältigt.

3. Ursprünglich sollten die Gebetsstunden in der zentralen Marktkirche gehal-
ten werden. Weil dort aber wegen der Aufführung des Weihnachts-
Oratoriums im Altarraum die großen Sänger-Podeste aufgebaut waren,
wurden wir wegen unserer kleinen, beheizten Kirche um Gastbereitschaft
gebeten.

4. Da ich selbst - als für alle Gottesdienste in „Heilig-Kreuz“ (das ist nicht das
Gemeindehaus „Gütchenstraße 21“) zuständiger Pfarrer aufgrund meiner
Operation vom 4.12.83, liturgisch nicht tätig und auch nicht anwesend sein
konnte, bat ich meinen Vertreter, den katholischen Pfarrer Heinrich Pera,
und dann den evangelischen Pfarrer, Superintendent Helmut Hartmann,
darum, diesen oekumenischen Gottesdienst zu begleiten. Das ist so ge-
schehen. (Auch andere Pfarrer haben an der Fürbitte teilgenommen.)

5. Nach unserer Verfassung sind Gottesdienste nicht genehmigungs- und in
Kirchen nicht anmeldepflichtig. Auch nicht die liturgischen Programme oder
Zeremonien, die sich auf meinen ausdrücklichen Wunsch, weil in einer ka-
tholischen Kirche, ganz im Rahmen der bischöflichen Rechtsvorschriften für
katholische Wortgottesdienste gehalten haben.
Deshalb geht es in Ihrer Angelegenheit nicht um die Frage der „staatlichen
Anerkennung einer Vereinigung“ sondern um die verfassungsmäßige, ge-
schützte freie Religionsausübung.
Art. 20 und Art. 29 der Verfassung der DDR.

6. Es ist uns darum nicht einsichtig, wieso die o. g. Frauen als Lektorinnen
(Vorbeter, Vorsänger) biblischer und geistlicher Texte in einem Gottes-
dienst „vorsätzlich die staatliche Ordnung verletzt“ haben können und dafür
bestraft werden sollen.

Das Bischöfliche Amt Magdeburg wird zu Ihrer Maßnahme wegen des Präze-
denzfalles selbst auf der entsprechenden Ebene Stellung nehmen.
Als Pfarrer gebe ich weisungsgemäß Ihnen auf Kreis- bzw. Stadtebene unsere
Richtigstellung des Sachverhalts zur Kenntnis mit der Bitte um Überprüfung
und Rücknahme Ihrer Entscheidung, da wir die verfügten Ordnungsstrafen als
nicht gerechtfertigt betrachten müssen.
Ich gebe diese Bitte durchschriftlich auch an den für „Heilig-Kreuz-Halle“ zu-
ständigen und verantwortlichen Mitarbeiter beim Rat der Stadt, Abt. Innere An-
gelegenheiten, Herrn Manke, zur Kenntnis weiter.

Hochachtungsvoll
gez. Dr. Claus Herold, Pfarrer

DS. Rat der Stadt Halle, Abt. Innere Angelegenheiten
VPKA Halle, Abt. Veranstaltungswesen
Dekanat Halle, Dechant Manfred Kania
Evgl. Kirchenkreis Halle, Superintendent Helmut Hartmann
Bischöfl. Amt Magdeburg, Weihbischof GV Theodor Hubrich
und
Frau Luise Kinzel, Brachstedt
Frau Christine Günter, Halle  *

*  Archiv Claus Herold, Halle/S.
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5. Die „Zurechtweisung“ durch das Bischöfliche Amt Magdeburg

Dokument 70 (Archiv Claus Herold, Halle/S., Auszug)

6. Die Eingangsbestätigung durch die Bezirksbehörde der Deutschen
Volkspolizei Halle

Dokument 71 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Die Ordnungsstrafen in Höhe von je 300 Mark für jede der im Gottesdienst tä-
tig gewesenen Lektorinnen mußten bezahlt werden. Für die evangelischen
Theologinnen hat allerdings die Magdeburger Konsistorialkasse das Bußgeld
übernommen und bezahlt. Für die eine so zur Verantwortung gezogene Katho-
likin, Frau Kinzel, haben wir unter nochmaligem Protest eine Sonntagskollekte
gehalten und an die Polizeikasse abgeführt. So sollte der neuerliche Rechts-
bruch in Halle möglichst publik zum Stadtgespräch gemacht werden. Zur glei-
chen Zeit überlegten Superintendent Helmut Hartmann und ich, wie wir auf
Stadtebene den „Frauenkreis“ kirchlich tatsächlich schützen könnten, ohne die
Gruppe zu vereinnahmen.
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7. Die Gruppe „Christliche Frauen für den Frieden“ wird unter den
„Schutz“ des evangelischen Kirchenkreises Halle gestellt

Dokument 72 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

Kapitel 12

Herbst 1989 in Halle und Frühling im Wendejahr 1990

Markierungspunkte für meine Erinnerungen sind neben vielen Ereignissen der
unruhigen Sommermonate im Anschluß an die gefälschten Ergebnisse der
Wahl im Mai 1989 die spontane Bildung zahlreicher neuer Menschenrechte-
Gruppierungen und die beiden Flüchtlingswellen über die ungarische Grenze
nach Österreich und die über die tschechische Grenze in die deutsche Bot-
schaft nach Prag. Ich denke an die ersten Versammlungen und Unterschriften-
Listen für das „Neue Forum“, meine Predigt („Eine Hoffnung lernt gehen!“), die
ich am 17. September anläßlich des Hallenser Dekanatstages auf dem nahen
Petersberg halten durfte. Am 20. September veröffentlichte Bischof Johannes
Braun sein berühmt gewordenes Bischofswort:

Liebe Schwestern und Brüder!

In tiefer Sorge und nicht ohne innere Bewegung schreibe ich Ihnen diesen
Hirtenbrief. Die Tage seit dem 11. September und schon die vorangegangenen
Wochen haben uns alle betroffen gemacht. Tausende von Mitbürgern, wir wis-
sen bis heute noch nicht wie viele Tausend Christen unter ihnen sind, haben
die DDR verlassen.

Dieser Fortgang so vieler Menschen kann uns nicht gleichgültig lassen. Vor
allem deshalb nicht, weil schon viele Monate vor der Flucht über die ungarisch-
österreichische Grenze Tausende von Menschen die DDR über Ausreisean-
träge auf legalem Wege verlassen haben. (...)

Diese Entwicklung veranlaßt mich, als Bischof Stellung zu nehmen.

Die politisch zuständige Behörde habe ich bereits in einem entsprechenden
Schreiben um ein Gespräch ersucht. Auch ist mir Bereitschaft zu solch einem
Gespräch signalisiert worden. (...)

Es macht mich noch mehr betroffen, wie schnell man sich in unserer Presse
eine Meinung gebildet hat. Eine Meinung, die man jetzt als einzig gültige Ant-
wort anbietet: Es habe sich um eine „Nacht- und Nebelaktion“ gehandelt. Die
DDR-Bürger, die die Grenze von Ungarn nach Österreich überschritten haben,
seien allesamt „Verführte“, und der westlichen Propaganda zum Opfer gefalle-
ne Menschen. So bekommen wir es immer wieder in den Meldungen und
Nachrichten unserer Medien vermittelt. Dabei ist nicht zu erkennen, daß die
politisch Verantwortlichen sich Gedanken darüber machen, daß ein großer Teil
dieser Menschen nicht verführt worden ist. Angesichts vieler Fragen, die sich
seit Jahren in unserer Gesellschaft stellen und bisher unbeantwortet blieben,
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angesichts einer grassierenden Resignation haben viele dieser Menschen die
bewußte Entscheidung gefällt, dieses Land zu verlassen. (...)

Vor allem sollten die staatlichen Behörden Auskunft darüber geben, welches
die Hauptgründe sind, die unsere Mitbürger veranlassen, einen Ausreiseantrag
zu stellen und welche Schritte man zu unternehmen gedenkt, um es diesen
Menschen zu ermöglichen, in der DDR zu bleiben. (...)

Ich bitte Sie, sich Gedanken zu machen, sich einzumischen: Teilen Sie mir Ihre
Ängste, Ihre Hoffnungen, Ihre Wünsche, Ihre Nöte, Ihre Vorschläge mit!

Ich ermutige Sie, in allen Gruppen Ihrer Pfarrgemeinde über die Dinge, die uns
in diesen Tagen so unter die Haut gegangen sind, zu reden, um Ideen zu ent-
wickeln und Vorschläge zu unterbreiten.

Ob unsere Meinung erwünscht ist oder nicht, wir fühlen uns von Gott her ver-
pflichtet, unsere Stimme zu erheben, mit dafür Sorge zu tragen, daß das Ruder
noch herumgerissen wird, bevor es zu spät ist.

Ich möchte dabei nicht mißverstanden werden: Wir können nicht die Bundes-
republik Deutschland kopieren. Wir können nicht den Weg gehen, den man in
der Sowjetunion, in Ungarn oder in Polen geht. Wir müssen nach einem Weg
suchen, der uns angemessen ist und von einer breiten Schicht der Bevölke-
rung mitgetragen wird. Wir müssen Mißstände beseitigen, um eine demokrati-
sche Gesellschaft zu schaffen, in der sich möglichst alle Menschen wohl fühlen
können. (...)

Bitte übersenden Sie Ihre Meinungen und Gesprächsergebnisse bis zum
10. 10. 1989 nicht auf postalischem Wege, sondern über Ihr zuständiges
Pfarramt.

Mit der Bitte um Ihr Gebet grüßt Sie, verbunden mit Segenswünschen

Ihr Bischof
+ Johannes Braun  *

Die Diskussion dieses lange erwarteten, gut vorbereiteten Hirtenbriefes, das
Verfassen und Einsammeln der vom Bischof erbetenen Antwortbriefe aus den
Gemeinden und der Umstand, daß der Magdeburger Bischof im „Alleingang“
geschrieben hatte und zunächst von seinen Mitbrüdern im Bischofsamt und
den katholischen Kirchenblättern total verschwiegen wurde, führten uns in den
entscheidungsreichen Oktober. Zu diesen Tagen dokumentiere ich gleich zwei
sehr unterschiedliche Briefe, die ich am 2. Oktober 1989 geschrieben habe:

*  Quelle: Archiv Claus Herold, Halle/S.

Dokument 73 (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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Claus Herold 4020 Halle (Saale)    2. Oktober 1989
Pfarrer Gütchenstr. 21 - Telefon 2 43 21

Lieber Bischof Johannes!

(...) Denn „ALLE“ im Lande danken wir Dir doch immer mehr für Deinen „Al-
leingang“ mit dem überfälligen katholischen Bischofswort.

(Es wurde in Halle auch in vielen evangelischen Gemeinden nach der Sperr-
frist im vollen Wortlaut verlesen. Urteile des evgl. Propstes, der Superinten-
denten, meiner unmittelbaren Nachbarpfarrer: Dein Brief war besser lesbar,
verstehbar, einprägsamer als die früher verlesenen der evangelischen Kir-
chenleitung (Leicht-Brief) oder die Demke-Epistel an seine Mitarbeiter/innen,
nicht zuletzt die Synodenprotokolle von Eisenach, u. a. m.)

Wenn Du nur diesen Hirtenbrief zum richtigen Kairos verfaßt und unterschrie-
ben hättest, dann bliebe er das Denk-Mal am Ende Deiner 20-jährigen Amts-
zeit. Außerdem: Einmalig, erstmalig erlebten wir Deine Bitte, durch Rückant-
worten einen lebendigen Empfehlungsbrief der „Heiligen im Lande“ daraus
werden zu lassen.

(...) Aber gib den Hallensern, auch unseren Nachbargemeinden ringsum, Dein
signalisierendes Sendungswort, ehe hier in der Gütchenstraße Hand angelegt
wird in Eigenleistungen oder die Brigaden des WBK ihre Baustelleneinrichtung
anfahren. Ich grüße Dich sehr herzlich und wünsche Dir im Namen ganz vieler
Gemeindemitglieder und auch sehr betroffener evangelischer Mitbrüder gute
Genesung.

Auf Wiedersehen (am Rosenkranzfest?)
    Dein   Claus Herold  *

Am Montag, den 9. Oktober 1989 wird nicht nur in Leipzig demonstriert, son-
dern laden die Bürgerbewegungen auch in Halle ein, sich erstmals auf dem
Marktplatz zu einer „Demo“ zu versammeln. Von dort polizeilich vertrieben im-
provisieren wir einen Protest-Gottesdienst in der nebenan befindlichen Markt-
kirche. In der darauf folgenden Woche sind der evangelische Propst und ich
mehrmals zu Gesprächen ins Rathaus vorgeladen wegen unserer Proteste
gegen die polizeilichen Übergriffe des 9. Oktober. Später wurden der Superin-
tendent und ich angezeigt wegen „irreführender Berichterstattung“ auf Flug-
blättern, die wir vervielfältigt und in den kirchlichen Gemeinden verteilt hätten.

Da die Tageszeitungen die Wahrheit entweder ganz verschwiegen oder lügne-
risch entstellt darboten, sahen wir uns mehrere Sonntage lang ge-

* Brief an den auf dem Krankenbett „gelähmt“ darniederliegenden Bischof vom 2.10.89 (Archiv
Claus Herold, Halle/S.)

zwungen, in den Gemeindegottesdiensten zu informieren und die Mitteilungen
als Flugblätter in der Stadt verteilen zu lassen.

Schon am ersten Sonntag (15.10.89) nach der Montagsdemonstration hatten
wir die erste freie Bürgerversammlung in Halle in der Pauluskirche. Als Abord-
nung aus dieser Bürgerversammlung überbrachten wir noch am gleichen A-
bend die dort formulierten und durch Akklamation bestätigten Thesen zur „Ge-
waltfreiheit in unserer Stadt“ in das Rathaus.

Danach erfolgte durch den Dechanten Herold und Superintendent Buchenau
eine Darstellung der Ereignisse nach dem 7. Oktober in Halle. Beide versuch-
ten, das Vorgehen der Sicherungskräfte während der am 9. 10. 1989 auf dem
Markt in Halle durchgeführten Demonstration in einer sachlichen Form darzu-
stellen, wobei unterschwellige Kritik am Vorgehen der DVP geübt wurde.

Pfarrer Hanewinckel informierte über die Durchführung der sogenannten
Mahnwache in der Evangelischen Georgengemeinde, die er als „Mahnwache
für die Würde der Geschlagenen“ bezeichnete. H. rief zur Fortsetzung der
Mahnwache auf, solange eingeleitete Ordnungsstrafverfahren bzw. Haftstrafen
nicht ausgesetzt werden.

Nach der Information über das für 18.30 Uhr anberaumte Gespräch beim O-
berbürgermeister der Stadt Halle (darüber wird gesondert berichtet) erfolgte
die Verlesung einer „Petition“, die dem Bürgermeister übergeben werden sollte.

Als wesentlichster Inhalt wurde bekanntgegeben, daß Gewalt kein Mittel zur
Lösung von gesellschaftlichen Konflikten sei. Angesichts der aktuellen Situati-
on in der Stadt sei jetzt das wichtigste:

1. Selbstverpflichtung zur strikten Ge-
waltfreiheit

2. keine Gewalt der Sicherheitsorgane
gegen die Teilnehmer friedlicher Zu-
sammenkünfte

3. keine Diffamierung und Kriminalisie-
rung von reformengagierten Perso-
nen und Gruppen

4. offene und wahrheitsgetreue Be-
richterstattung in den Medien

5. Versammlungs- und Redefreiheit

Bürgerversammlung im "Volks-
park" Halle am 26.10.1989 (BStU,
Ast. Halle)
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6. Bereitstellung von Räumen und Plätzen zur öffentlichen Diskussion (z. B. in
Klubhäusern, Jugendklubs und auf städtischen Freianlagen).

Über diese Petition erfolgte eine Abstimmung, der außer 3 Enthaltungen alle
anwesenden Personen zustimmten.  *

Vom nächsten Tage an wurde nun jede Woche montags demonstriert und seit
dem 26. Oktober im Volkspark der „Dialog“ mit dem Oberbürgermeister und
Vertretern der Ratsversammlung begonnen. Auf dieser

Dokument 74: Berufungsurkunde in die erste demokratische Untersuchungs-
kommission der Hallenser Bürgerbewegung (Archiv Claus Herold, Halle/S.)

*  "Halle im Herbst", hrsg. v. Winfried Völlger, Reinhard Butzke, Fliegenkopf-Verlag, Halle 1990,
S. 72

Dokument 75: Das letzte "Publicandum" des Jahres 1989 - seit Oktober in
Halle unsere "Sonntags-Flugblätter" (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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ersten von der Stadtregierung einberufenen 2. Bürgerversammlung entstand
mein letztes (?) Stasi-Foto.

Keiner von uns hätte damals im Oktober davon „geträumt“, daß z. B. auch ich
am 1. Dezember in einen „parlamentarischen Untersuchungsausschuß“ des
noch regierenden „roten“ Rates der Stadt und des von der SED geführten
Stadtparlaments berufen würden.

Seit 1. November, dem „Allerheiligenfest”, versammelten sich jeden Dienstag-
abend die im „Reformhaus” zusammengeschlossenen neuen Parteien und
Bürger-Bewegungen in unserem Pfarrhaus in der Gütchenstraße.

Die beiden „Runden Tische” waren für den Bezirk Halle erstmals am 12.12.89
in der Gütchenstraße zusammengekommen. Der „Runde Tisch für die Stadt
Halle” wurde am 28.12.1989 in das Evangelische Diakoniewerk einberufen.
Von da an nahmen beide Institutionen jeden Donnerstag viel Zeit und Kraft in
Anspruch.

Von Anfang des Jahres 1990 bis zum Tag der Einheit am 3. Oktober brachte
anläßlich der vier Wahlen: zur Volkskammer, zur Kommunalwahl, zur Land-
tagswahl und schließlich zur Wahl des Bundestages viel Prominenz an den
„Runden Tisch” ins Haus oder auf die Rednertribüne vor dem Rathaus auf dem
Marktplatz.

Am Runden Tisch des Bezirkes Halle in "Heilig Kreuz" am 16.2.1990: (v. l. n.
r.) Moderator Dechant Herold, Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher,
gebürtiger Hallenser, Dr. Wolfgang Süß, stellv. Vorsitzender des Rates des
Bezirkes, Dr. Eckhard Pratsch, Oberbürgermeister der Stadt Halle/S. (Foto:
Lutz Sebastian, Halle/S.)

Diese ereignisreiche Zeit vom
Herbst '89 bis zum Beitritt nach
Artikel 23 des Grundgesetzes
ist im Eingangsbereich des
1991 neu erbauten Gemeinde-
zentrums in der Gütchenstraße
von Jörg Hinz symbolisch dar-
gestellt. Anläßlich der Überga-
be dieses Erinnerungszeichens
durch den damaligen Land-
tagspräsidenten Dr. Keitel
hielten die Mitglieder des „Run-
den Tisches” ein Wie-
dersehenstreffen in froher
herzlicher und dankbarer Erin-
nerung. Die Vergangenheit
„aufarbeiten“, verlangt Erinne-
rungen, die zur Versöhnung
und zu neuen Anfängen führen.

Als Mitarbeiter der Magdebur-
ger Bischöflichen Kommission
(vgl. Ernennungsschreiben auf
nächster Seite, Dokument76)
bekam ich keine der IM-Akten,
die in der vorliegenden Bro-
schüre genannt werden, zur
Auswertung in die Hand. Ich
habe mit dieser Veröffentli-
chung meine Pflicht „Stillzu-

schweigen“ nicht gebrochen. Die Kommissionsarbeit ist nur kurz möglich ge-
wesen, als für den Bezirk Halle IM-Namen in der „Bildzeitung“ in langen Liste
veröffentlicht wurden. Eine „Regelüberprüfung“ hat es im Bistum Magdeburg
nicht gegeben. Es gab unsererseits auch keine effektive Zusammenarbeit mit
der überdiözesanen „Arbeitsgruppe zur Aufarbeitung der Tätigkeit staatlicher
und politischer Organisationen/MfS gegenüber der katholischen Kirche“. Diese
Gruppe unter dem Vorsitz des Prälaten Grande und seines wissenschaftlichen
Mitarbeiters Bernd Schäfer hat ihr Ziel mit dem Abschlußbericht „Kirche im Vi-
sier: SED, Staatssicherheit und katholische Kirche in der DDR“ (St. Benno
Verlag, Leipzig 1998) erreicht.

Text auf der Plastik: "MAHNWACHE  BÜR-
GERVERSAMMLUNG  REFORMHAUS
RUNDER TISCH 1989-1990" (KNA-Bild)
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Dokument 76: (Archiv Claus Herold, Halle/S.)
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